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Gender-Hinweis:

Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen
mannlich und weiblich verzichtet. Samtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaBen flr
beide Geschlechter.



Sehr geehrte Damen und Herren,

das Buchstaben-Trio ,ESG* hat die Welt im Sturm erobert.
Environmental, Social und Governance — oftmals auch mit
dem dehnbareren Begriff ,Nachhaltigkeit“ beschrieben
— ist auch aus der Immobilienbranche nicht mehr weg-
zudenken. Vor allem das ,E“ — also Umwelt- und Klima-
schutzaspekte — ist filr die meisten Stakeholder zu einem
wichtigen und nicht mehr wegzudenkenden Thema ge-
worden.

Vollkommen zurecht, denn der Immobiliensektor trégt
hier groBe Verantwortung und kann einen entsprechend
groBen Hebel ansetzen. Um es klar zu sagen: Ohne die
Immobilienwirtschaft ist die Transformation zu einer weit-
gehend emissionsfreien Wirtschaft nicht zu schaffen. ESG
ist allerdings nicht allein auf Umwelt- und Klimaschutz
beschrénkt; die aktive Ubernahme sozialer Verantwortung
in Zusammenhang mit Immobilien wie auch eine ,gute
Unternehmensfiihrung* (,,Good Governance“) — und damit
Risikoabsicherung — wird von Investoren zwischenzeitlich
eingefordert und auch erwartet.

Die vielschichtige Transformation unserer Branche stellt je-
doch auch eine Herausforderung dar, der womdglich nicht
alle Bestandsimmobilien und Marktteilnehmer gewachsen
sind. Die im ZIA zusammengeschlossenen Unternehmen
und die Mitglieder des ZIA-Ausschusses Biiroimmobilien
sind jedoch fest entschlossen, sich ihrer Verantwortung zu
stellen und ihren Beitrag im Hinblick auf die zu lI6senden
Anforderungen in diesem Kontext zu leisten.

Mit dem vorliegenden ESG-Leitfaden fiir Bliroimmobilien
wollen wir den Unternehmen aus dem Biiroimmaobilien-
sektor ein Kompendium an Ideen und Handlungsmdg-
lichkeiten an die Hand geben, das sie dabei unterstiitzt,
anhand von wenigen Kapiteln einen sachlichen Diskurs
zu eroffnen. Gerade kleineren Unternehmen, die oftmals

nicht (iber die erforderlichen personellen und finanziellen
Ressourcen fiir eigene Transformationsabteilungen verfi-
gen, wollen wir damit eine Hilfestellung geben, um sich
mit dem Thema strukturiert beschéftigen zu kdnnen.

Dabei haben wir versucht, die wesentlichen Schritte
mdglichst einfach darzustellen und eine erste Richtung
in diesem komplexen Themenfeld aufzuzeigen. Anspruch
auf Vollstandigkeit kann und soll dieser Leitfaden dabei
aber nicht erheben.

Gleichzeitig mochten wir uns davon entfernen, das Thema
ausschlieBlich aus dem Blickwinkel der Regulierung zu
betrachten. Selbstverstindlich sind staatliche Vorgaben
ein wesentlicher Teil und auch ein wichtiger Motor fiir die
Transformation und zur Definition bestimmter Standards
womdglich unverzichtbar. Aber die Immobilienbranche als
Ganzes ist nicht allein vom Gesetzgeber getrieben, und
das sollte jeder einzelne Marktteilnehmer verinnerlichen.

Denn hinter den Herausforderungen stehen auch groBe
Chancen. Unternehmerisches Handeln und intrinsische
Motivation gebieten es, die eigene Verantwortung wahr-
zunehmen und die Chancen zu nutzen. Nicht, weil man
es muss, sondern weil man es will. Dazu, dass man es
auch kann, wollen wir mit diesem Leitfaden einen Bei-
trag leisten.

In diesem Sinne wiinschen wir lhnen
eine inspirierende Lektiire.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe ESG-Leitfaden
des Ausschusses Biiroimmobilien



Der ZIA dankt in besonderem MaBe fiir die Erstellung:

Jens Bohnlein, Global Head of Asset Management and Sustainability,
Commerz Real AG

Hermann Horster, Head of Sustainability,
BNP Paribas Real Estate Consult GmbH

Nobert Loffler, Head of Building Advisory, Apleona Real Estate GmbH
Dirk-Oliver Schéfer, Prokurist und Bereichsleiter Asset Management
Immobilien, LHI Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH
sowie den weiteren Mitwirkenden aus dem ZIA-Ausschuss
Biiroimmobilien:

Franziska Biithe, Senior Workplace Consultant, CBRE GmbH

Annelie Casper, stellvertretende Geschéftsfiihrerin,
gefma Deutscher Verband fiir Facility Management e.V.

Dr. Andreas Kindt, Vorstandsreferent/Leiter ESG,
POLIS Immobilien AG

Daniel Kolzer, Junior Manager Sustainability, Commerz Real AG

Christian Krauss, Vorsitzender des Ausschusses Biiroimmobilien,
Art-Invest Real Estate Management GmbH & Co. KG

Nils Perpeet, Prokurist und Partner, Landmarken AG

Dorothea Tittel, Senior Development Manager,
EDGE Technologies GmbH

Martina Williams, stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses
Biiroimmobilien, Jones Lang LaSalle SE



Eine Vielzahl der Gesetzesinitiativen, die Biiromieter- und
-vermieter betreffen, sind Bestandteil des Europdischen
Griinen Deals (European Green Deal). Mit diesem wird das
Ziel verfolgt, den Ubergang zu einer modernen, ressourcen-
effizienten und wettbewerbsfahigen europdischen Wirt-
schaft zu bereiten. Als Bestandteil des Griinen Deals wird
die Umstrukturierung durch eine gezielte Lenkung von
Investitionsstromen in nachhaltige Investitionen ange-
strebt. Hierzu dienen die Taxonomie-Verordnung, die
Offenlegungsverordnung, die Markets in Financial
Instruments Directive mit der EU-Richtlinie ber Markte
flir Finanzinstrumente (MiFID Il), die EU-Gebauderichtlinie
(EPBD) und die EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichter-
stattung (CSRD).

Um eine Lenkung der Investitionsstrome in nachhaltige
Investments zu erreichen, muss zuerst definiert werden,
was als nachhaltiges Investment gilt. Die

definiert okologisch nachhaltige Wirtschaftsak-
tivitdten, die zum Erreichen von mindestens einem der
sechs Umweltziele beitragen sollten. Dies sind: Klima-
schutz, Anpassung an den Klimawandel, Schutz von
Wasser- und Meeresressourcen, Ubergang zu einer Kreis-
laufwirtschaft, Vermeidung von Umweltverschmutzung
und Schutz gesunder Okosysteme. Zusétzlich soll keines
dieser Umweltziele durch eine Investition negativ beein-
flusst werden (Do No Significant Harm Principle) und es
sollen soziale Mindeststandards eingehalten werden
(Social Minimum Standards).

Die technischen Priifkriterien (Technical Screening Crite-
ria) legen die tatsachlichen Eigenschaften einer nachhal-
tigen Investition je Wirtschaftszweig fest. Bisher sind fiir

zwei Umweltziele technische Kriterien definiert worden
und als Annexe erschienen: mit Kriterien zur Er-
reichung des Umweliziels ,Klimaschutz“ sowie

mit Kriterien zur Erreichung des Ziels ,,Anpassung an den
Klimawandel“. Die technischen Kriterien fiir die weite-
ren Umweliziele befinden sich noch im

Ebenso wird an einem Entwurf flir eine

gearbeitet.

Vermieter, die ihre Immobilien iiber Finanzmarktprodukte
Anlegern zuganglich machen oder aber einen griinen Kredit
anstreben, konnen entweder den Erwerb, den Neubau
oder die Instandhaltung/Renovierung der Liegenschaften
als nachhaltige Investitionen nach EU-Taxonomie dekla-
rieren, wenn sie den in den Annexen dargestellten Stan-
dards entsprechen. Dies ist insbesondere dann sinnvoll,
wenn eine Quote an taxonomiekonformen Investitionen
als Ziel eines Finanzproduktes gemaB Offenlegungsver-
ordnung definiert werden soll und/oder taxonomiekon-
forme Investitionen zur Einordnung des Finanzprodukts in
das Zielmarktkonzept (MiFID Il) herangezogen werden sol-
len. Fiir Mieter wird die Taxonomie-Verordnung dann rele-
vant, wenn sie im Rahmen des CSRD-Reportingstandards
uber ihre Taxonomie-Quote berichten miissen und somit
auch der angemietete Immobilienbestand gegeniiber ei-
ner breiten Offentlichkeit transparent dargelegt werden
muss. Auch Vermieter, die nicht auf dem Finanzmarkt tétig
sind, miissen ihre Taxonomie-Quote berichten, sofern sie
den Anforderungen an die nichtfinanzielle Berichterstat-
tung unterliegen.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32020R0852
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32020R0852
https://ec.europa.eu/finance/docs/level-2-measures/taxonomy-regulation-delegated-act-2021-2800-annex-1_en.pdf
https://ec.europa.eu/finance/docs/level-2-measures/taxonomy-regulation-delegated-act-2021-2800-annex-2_en.pdf
https://commission.europa.eu/system/files/2022-03/220330-sustainable-finance-platform-finance-report-remaining-environmental-objectives-taxonomy-annex_en.pdf
https://finance.ec.europa.eu/system/files/2021-07/sf-draft-report-social-taxonomy-july2021_en.pdf
https://finance.ec.europa.eu/system/files/2021-07/sf-draft-report-social-taxonomy-july2021_en.pdf

Die soll Investoren durch
mehr Transparenz und Pflichtangaben in die Lage ver-
setzen, zu erkennen, ob und wie weit ein Finanzprodukt
Nachhaltigkeitsaspekte beriicksichtigt. Hierzu legt sie Of-
fenlegungspflichten fiir Finanzprodukte nach definierten
Ambitionsniveaus fest;

Fonds ohne ESG-Ausrichtung (geméaB Art. 6): Alle
Fonds miissen Angaben dartiber machen, ob und wie
sie Nachhaltigkeitsrisiken in den Investitionsentschei-
dungen beriicksichtigen.

Fonds mit ESG-Merkmalen (geméaB Art. 8): In der An-
lagestrategie werden unter anderem 6kologische und/
oder soziale Merkmale gefordert, iiber die berichtet
werden muss.

Fonds mit Nachhaltigkeitszielen (gemaB Art. 9): Es
milssen Nachhaltigkeitsziele festgelegt und iiber
deren Zielerreichung sowie die Quote nachhaltiger
Investitionen (gemé&B Art. 2 Nr. 17 Offenlegungsverord-
nung) berichtet werden.

Die technischen Regulierungsstandards der OV definie-
ren den Inhalt, die Methodik und die Darstellung der zu
berichtenden Informationen. Sie enthalten unter anderem
Indikatoren und Vorlagen fiir die Anhdnge von Jahresbe-
richten und sind seit dem 1. Januar 2023 gilltig.

Die OV hilft Immobilienfonds, die Berichterstattung (iber
Nachhaltigkeitsmerkmale zu strukturieren und einzuord-
nen. Die OV stellt kein Klassifizierungssystem fiir ,nach-
haltige Produkte” dar, sondern schafft mehr Transparenz
innerhalb der Finanzprodukte. Welches Produkt als nach-
haltiges Produkt in der Anlageberatung angeboten wer-
den kann, regelt die MiFID Il sowie das darauf aufbauende
Zielmarktkonzept.

Die ,EU Markets in Financial Instruments Directive“ hat
zum Ziel, die Nachhaltigkeitsinteressen von Anlegern in
der Anlageberatung mit den passenden Finanzprodukten
zusammenzubringen. Es regelt daher auf der einen Seite,
wie die Interessen der Investoren einzuordnen sind und auf
der anderen Seite, welche Anforderung die Produkte fiir
welche Anlegerinteressen zu erfilllen haben. Anlageberater
sind dazu verpflichtet, Informationen (ber die Nachhaltig-
keitspraferenzen des Kunden aktiv einzuholen. Wenn der
Kunde Nachhaltigkeitsaspekte in seiner Anlage berlicksich-
tigen mdchte, missen Anlageberater die individuellen Pré-
ferenzen des Kunden zum Thema Nachhaltigkeit ermitteln.
Dazu soll der Kunde gefragt werden, ob und inwieweit er
Produkte in seine Anlage einbeziehen will, die mindestens
eines der folgenden Merkmale enthalten:

das Produkt beriicksichtigt die wichtigsten nachtei-
ligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren, das
sogenannte Principle Adverse Impact Statement

der Fonds tatigt einen Mindestanteil an Investitionen,
die in der Taxonomie-Verordnung als dkologisch nach-
haltig angesehen werden

der Fonds tétigt einen Mindestanteil an Investitionen, die
gemdsB der Offenlegungsverordnung als nachhaltig ange-
sehen werden (Art. 2 Nr. 17 Offenlegungsverordnung)

EU-Gebéudeenergieeffizienzrichtlinie und nationale
Gesetzgebungen

Die neue Version der

schreibt fiir Neubauten vor, dass diese ab 2030 lokal
im Betrieb emissionsfrei sein miissen. Zu den wichtigsten
Ergebnissen des Trilogs gehort, dass auf europdischer Ebe-
ne nun Klarheit zu den Mindestenergieeffizienzstandards
(MEPS) herrscht. Der ZIA hatte sich bei den Nicht-Wohnge-


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?toc=OJ%3AL%3A2019%3A317%3ATOC&uri=uriserv%3AOJ.L_.2019.317.01.0001.01.DEU
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0802&qid=1641802763889
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0802&qid=1641802763889

bauden fiir klare Leitplanken bei den Mindesteffizienzstan-
dards ausgesprochen bei gleichzeitiger Flexibilitit fiir die
Mitgliedsstaaten in der Umsetzung, um Hértefdllen gerecht
zu werden. Darliber hinaus erzielten die EU-Institutionen
insbesondere auch eine Einigung zum einzufilhrenden Neu-
baustandard (Zero Emission Building, ZEB), zu Ausbauvor-
gaben fiir Elektromobilitt, zur Zukunft der Energieausweise
und zum Ausbau von Photovoltaik-Anlagen auf Geb&uden.
Bei Nichtwohngeb&uden sollen die Mitgliedsstaaten MEPS
festlegen, die sicherstellen, dass bis 2030 16% und bis 2035
26% der Gebdude mit der schlechtesten Energieeffizienz
renoviert werden. Dieses Schwellenwertkonzept rdumt den
Mitgliedstaaten durch eingerdumte Ausnahmemaglichkeiten
Flexibilitét fiir die Umsetzung u. a. fiir Gebaude ein, bei denen
wirtschaftliche oder technische Hindernisse bestehen.

Vermieter sollten die neuen Vorgaben bei der Planung von
Sanierungen beriicksichtigen, um nicht durch Mietausfélle
oder durch Nichtvermietbarkeit sowie erhohte Sanierungs-
kosten (iberrascht zu werden. AuBerdem sind aufgrund der
Ziele und anhaltend hoher Emissionen weitere Verschér-
fungen der Regelungen zu erwarten. Bei Neubauten ist
insbesondere auch die zu beachten, die ab
Effizienzhausstandard 40 gilt. In den finanziellen Planungen
sollten auBerdem die steigenden Ausgaben durch das
Brennstoffemissionshandelsgesetz berticksichtigt werden.
Die seit 2021 auf Brennstoffe erhobene CO,-Abgabe liegt
in Deutschland 2023 bei 30 Euro pro Tonne, steigt 2024 auf
45 Euro und 2025 auf 55 Euro pro Tonne CO,. 2026 wird
sich der Preis in einem Korridor zwischen 55 Euro und
65 Euro bewegen. Ab 2027 soll die nationale Bepreisung in
ein europaisches Emissionshandelssystem fiir Gebdude- und
Verkehrsemissionen iibergehen. Die anschlieBende Preisent-
wicklung ist noch nicht definiert, birgt allerdings Unsicherhei-
ten und konnte auch zu deutlich hoheren CO,-Preisen fiihren.
So beziffert das Umweltbundesamt die tatséchlichen Kosten
der Emission einer Tonne CO, derzeit auf 201 bis 698 Euro'.
Seit 2023 ist der CO,-Preis nicht mehr vollstandig auf die
Mieter umlegbar, sondern wird vorerst gleichmaBig zwischen
Mieter und Vermieter aufgeteilt. Perspektivisch soll bis Ende

' Gesellschaftliche Kosten von Umweltbelastungen | Umweltbundesamt

2025 ein Stufenmodell fiir Nichtwohngebédude entwickelt
werden, was ineffiziente Gebdude mit nochmals hdheren
Kosten belegen wird, aber effiziente Gebaude dafiir bei der
CO,-Kostenaufteilung belohnt. Fiir Biromieter gilt es, diese
Preissteigerungen insbesondere bei der Anmietung ineffizi-
enter Objekte zu antizipieren. Ferner ist zu beriicksichtigen,
ob zukiinftig regulatorisch notwendige Umbauten anstehen,
die die Nutzung des Gebaudes einschranken. Auch die Emis-
sionen des Betriebs der angemieteten Flache werden zur
Emissionsbilanz des Unternehmens gezéhlt. Bei neuen An-
mietungen sollte daher gepriift werden, ob die Klimaziele mit
der eigenen Nachhaltigkeitsstrategie im Einklang stehen.

Am 5. Januar 2023 ist die die in Kraft getreten.
Sie erweitert und verstarkt im Rahmen des Griinen Deals
die Berichtspflichten, die bereits in der Non-Financial Re-
porting Directive (NFRD) definiert sind. Schrittweise werden
Unternehmen verpflichtet, nach der CSRD zu berichten.
Im Jahr 2025 miissen fiir das Geschéftsjahr 2024 zunéchst
Unternehmen berichten, die zuvor nach der NFRD berichten
mussten. Im Jahr 2026 miissen fiir das Jahr 2025 Unter-
nehmen berichten, die mindestens zwei der folgenden drei
Merkmale erfiillen: >250 Mitarbeiter, >25 Millionen Euro
Bilanzsumme oder >50 Millionen Euro Nettoumsatzerlose.
Im darauffolgenden Jahr sind dann auch kapitalmarktorien-
tierte kleine und mittlere Unternehmen sowie nicht komple-
xe Kreditinstitute und firmeneigene Versicherungsunterneh-
men betroffen. Nur Kleinstunternehmen sind ausgenommen.
Ab 2028 greift die Berichtspflicht auch fiir nichteuropai-
sche Unternehmen mit einem Nettoumsatz von mehr als
150 Millionen Euro, die eine Niederlassung in Europa ha-
ben.Was und wie Unternehmen genau zu berichten haben,
ist in den European Sustainability Reporting Standards
(ESRS) der European Financial Reporting Advisory Group
(EFRAG) definiert. Die wurden inzwischen von der
Europdischen Kommission veroffentlicht.


https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Bundesf%C3%B6rderung-f%C3%BCr-effiziente-Geb%C3%A4ude/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32022L2464
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13765-Erste-europaische-Standards-fur-die-Nachhaltigkeitsberichterstattung_de

Die regulatorischen Vorgaben beziiglich Nachhaltig-
keits- und ESG-Aspekte bei Bliroimmobilien steigen ste-
tig. Sowohl die Eigentimer beziehungsweise Vermieter
als auch die Nutzer respektive Mieter sind deshalb zum
Handeln gezwungen. Doch es sind nicht nur gesetz-
liche Anforderungen und duBere Umsténde, die die Biiro-
immobilienbranche bewegen, sondern immer haufiger
auch intrinsische Motive der Stakeholder — seien es
Eigentiimer, Mieter, Nutzer, Betreiber, Investoren, Finan-
zierer, Asset Manager oder Dienstleister.

Fiir Bliroimmobilien-Bestandshalter impliziert dies kon-
kreten Handlungsbedarf. Auch die Mieter beziehungswei-
se Betreiber sind gefragt, wenn es darum geht, die Bewirt-
schaftung von Blroimmobilien so nachhaltig zu gestalten,
wie es zunehmend erwartet wird. Andernfalls drohen sig-
nifikante Bestande langfristig zu Stranded Assets zu wer-
den, womit sie weder wirtschaftlichen noch nachhaltigen
Kriterien gerecht wiirden.

Nachhaltigkeit bedeutet weit mehr als ,nur“ Umwelt- und
Klimaschutz. Gleichwohl bilden Klimaschutz und Energie-
effizienz die derzeit groBten und prominentesten ESG-Ziel-
setzungen. SchlieBlich ist der Gebaudesektor fiir einen nicht
unerheblichen Teil der weltweiten CO,-Emissionen verant-
wortlich und Biiro-Bestandsimmobilien bilden dabei keine
Ausnahme. Damit kommt der energetischen Sanierung von
Geb&udebestanden eine entscheidende Bedeutung zu.

Es ist nahezu unmdglich, alle Biirogebdude mit einem Mal
auf den neuesten Stand zu bringen. Dazu fehlen sowohl

die finanziellen Mittel als auch Kapazitdten im Baugewer-
be. Das gilt nicht nur fiir die einzelnen SanierungsmaB-
nahmen an einem Objekt. Auch Bestandshalter groBerer
Portfolios miissen unter inren Assets priorisieren und zu-
nachst diejenigen Sanierungen in Angriff nehmen, die so-
wohl in klimatischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht
die groBte Hebelwirkung entfalten.

Der Faktor Zeit ist dabei ganz entscheidend, denn die Pa-
riser Klimaziele etwa werden nicht dadurch erreicht, dass
plétzlich an einem bestimmten Stichtag die Klimaneutrali-
tat hergestellt ist, sondern durch die signifikante Senkung
der aggregierten CO,-Emissionen (ber den gesamten
Zeitraum hinweg.

Fir Immobilien der jeweiligen Nutzungsarten sind ei-
gene Dekarbonisierungspfade eingefiinrt worden, die
sogenannten CRREM-Pfade (Carbon Risk Real Estate
Monitor). Das 1,5-Grad-Ziel im CRREM-Pfad wird zuneh-
mend schwieriger zu erreichen, da die letzten Jahre die
Geb&dudeemissions-Sektorziele nicht erreicht wurden.
Deswegen besteht eine Emissionsliicke, die durch noch
steilere Pfade nun ausgeglichen werden miisste. Damit
wird der Zeitplan zur Vermeidung von Stranded Assets
noch enger und die Notwendigkeit, Sanierungspldne nach
Effizienz zu priorisieren, noch groBer.



Vor jeder Priorisierung von MaBnahmen steht die systema-
tische Bestandsanalyse. Die Generierung, Erfassung und
Verarbeitung der dafiir erforderlichen vergleichbaren Daten
stellt derzeit jedoch eine der groBten Herausforderungen
fiir die Immobilienbranche dar, worauf im weiteren Verlauf
dieses Leitfadens noch eingegangen wird. Wenn es speziell
um Klimaschutz und Energieeffizienz geht, bieten sich einige
unterschiedliche Kriterien zur Bestandsanalyse an:

Energieverbrauche beziehungsweise CO,-Emissionen
im Betrieb: Diese sind prinzipiell am besten geeignet,
allerdings gehen sie mit einer sehr komplexen Daten-
erhebung einher und die internationale Vergleichbar-

keit ist zudem noch eingeschrankt.

Energieausweise (Energy Performance Certifica-

tes, EPCs): Diese sind in den meisten europdischen
Landern verpflichtend vorgegeben, aber untereinander
noch immer nicht vergleichbar und daher (derzeit) nur
eingeschrankt nutzbar.

Klimametriken entlang der CRREM-Pfade (, Tempera-
ture Alignment“): Diese sind intuitiv verstandlich und
gut vergleichbar, stehen aber noch am Anfang und
haben sich bisher nicht durchgesetzt.

Benchmarks in Bezug auf CO,-Emissionen oder
Primarenergieverbrauch. Diese setzen ebenfalls eine
aufwendige Erfassung voraus.

Bei alledem miissen sich Vermieter darauf einstellen, dass
auch in Deutschland Bestandsimmobilien, die einen vom
Gesetzgeber vergebenen Grad an Energieeffizienz unter-
schreiten, in Zukunft am Kapitalmarkt schwerer oder zu
hoheren Zinsen finanziert werden.

Ferner zeichnet sich ab, dass die Beriicksichtigung nicht
nur der Energieverbrauche beziehungsweise CO,-Emissio-
nen im Betrieb, sondern der Emissionen iiber den gesamten
Lebenszyklus (Erstellung, Betrieb, Abriss) einer Immobilie

Einzug in die Beurteilung der ESG-Performance eines Ge-
baudes halten wird. Das Stichwort lautet ,,graue Energie”
beziehungsweise ,,graue Emissionen” (embodied carbon),
die im Bestandsgebaude aus der Erstellung als ,Energie-
und CO,-Rucksack enthalten sind (siehe nachfolgend).
Lebenszyklusanalysen (LCA — Life Cycle Analysis), die diese
Werte erfassen und abbilden, sind in einem Nachhaltig-
keitszertifikat wie zum Beispiel dem der DGNB enthalten.

Schwerpunkt Bestand: Umnutzung vor Neubau

Mit zunehmenden Anforderungen an die Energieeffizienz erweitert
sich der Bilanzierungsrahmen der energetischen Betrachtung. Wur-
den bis vor einigen Jahren nur der Stromverbrauch der Allgemein-
flachen bewertet, so werden die Auswirkungen von Immobilien auf
das Klima zunehmend umfassender ermittelt.

Hierzu gehort, dass neben dem laufenden Energieverbrauch bei
der Nutzung auch die verbrauchte Energie durch Erstellung und
der Riickbau mit bilanziert werden. Um dies zu erreichen, werden
immer mehr Baumaterialien mit einem CO,-Konto versehen, mit
dem die Produktion und Wiederverwertungsfahigkeit bewertet wer-
den. Neubauten produzieren in der Regel bei ihrer Errichtung so viel
C0,, dass es Jahre oder Jahrzehnte braucht, bis dieses CO, durch
einen geringeren Verbrauch in der Nutzung kompensiert wird. Wei-
terverwendete bestehende Immobilien oder Bestandteile von Im-
mobilien werden hingegen als CO,-neutral bewertet. Durch diese
Bewertung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Umnut-
zungen und Umbauten in der Regel immer energieeffizienter sind
als Neubauten.

Langfristig bedeutet das aber, dass auch energieproduzierende
Bestandteile wie etwa Photovoltaikanlagen erst einmal das durch
ihre Herstellung entstandene CO, kompensieren miissen, bevor sie
positiv in die Energiebilanz eingehen.

Nachhaltigkeit im Sinne von ESG erfasst jedoch mehr als
nur die Reduzierung des Energieverbrauchs. So fallen unter
die Bereiche ,,S* und ,,G* eine Vielzahl von Kriterien, die bis-
her der Architektur, der Ausstattung, dem ,wellbeing“ oder
der Betreiberverantwortung zugeordnet wurden.

Sind somit andere Nachhaltigkeitsfaktoren gefragt als Kli-
maschutz und Energieeffizienz, werden andere Kriterien
und Kennzahlen notwendig, die aber gerade im Bereich ge-
werblicher Immobilien teilweise noch schwieriger quantifi-
zierbar sind, beispielsweise soziale Faktoren wie das ,,well-
being“ der Biirobeschéftigten oder Governance-Faktoren
wie etwa Transparenz und Integritét der Lieferketten.



Die Ausgestaltung einer sozialen Immaobilie ist sehr individuell
und sollte unter Berticksichtigung okologischer und Okono-
mischer Aspekte definiert werden. Es ist daher nicht mdglich,
einen allgemeingiiltigen Fahrplan aufzustellen. Vielmehr gibt
es eine Reihe von sozialen Kategorien, in denen fiir jede Im-
mobilie ein soziales Konzept erarbeitet werden kann.

Nutzungsqualitat

In der Nutzungsqualitat wird die Gestaltung der Immo-
bilie in Bezug auf die Nutzung der Immobilie betrachtet.
Hierbei stehen sowohl die Mieter als auch das Quartier, in
dem eine Immobilie steht, im Fokus. Fiir Biiroimmobilien
sind klassische Themen Barrierefreiheit, Sicherheitskon-
zept und Begriinung oder Erholungsflachen. Hinzu kommt
die Ausgestaltung durch weitere Angebote wie Kinder-
betreuung, Duschen, (Fahrrad-)Stellpldtze und Sportraume.
Die digitale Konnektivitdt zum Beispiel durch Glasfaser-
anbindung und redundante Internetanbindung wird immer
wichtiger. Diskriminierungsfreies Design riickt zudem in
den Fokus: Ist das Design auf die Bedlirfnisse verschiede-
ner Geschlechter, Religionen und Einkommen gleicherma-
Ben zugeschnitten? Bei gesundheitlichen Aspekten spie-
len die verwendeten Materialien, die Luftqualitit und der
WohlfiihIfaktor eine Rolle. Interaktionsflichen fordern den
Austausch mit dem Quartier etwa durch Veranstaltungen,
Ausstellungen, Werkstétten oder Ahnliches. Ein messbarer
Indikator hierfiir ist der Anteil der Gebaudeflache, der fiir
die Offentlichkeit zuganglich ist und somit einen Nutzen
flr die Allgemeinheit stiftet.

Standort

Es wird auf der einen Seite betrachtet, welche Standort-
vorziige das Umfeld der Immobilie ihren Nutzern bietet.
Sind fiir Biroimmobiliennutzer wesentliche Standort-

faktoren gegeben wie etwa ausreichend Wohnungen,
Nahversorgung, Bildung und Betreuung sowie medizi-
nische Versorgung? Wichtig ist auch die Anbindung an
das OPNV-Netz sowie die Verfiigbarkeit von alternativen
Fortbewegungsmitteln wie Radwege oder Shared-Mobi-
lity-Angebote. Bietet der Standort auBerdem eine beson-
dere Attraktivitat fir ihnre Nutzer, beispielsweise weil er
besonders reprasentativ ist?

Auf der anderen Seite ist relevant, was die Immobilie dem
Quartier zur Verfligung stellt: Werden hochwertige Arbeits-
platze geschaffen und neue Anwohner angezogen? Wer-
den durch Mixed-Use weitere Services wie etwa Gastro-
nomie oder geforderter Wohnraum ermdglicht? Wie fiigt
sich die Immobilie in den Gesamtkontext des Quartiers
ein? Hierbei sind auch maégliche adverse Auswirkungen zu
betrachten: Behindert die Immobilie beispielsweise einen
gesunden sozialen Mix im Quartier oder sorgt sie durch
Mietpreissteigerung dafiir, dass das Quartier nur einer
bestimmten Nutzungsart oder bestimmten Bevélkerungs-
schichten vorbehalten bleibt?

Einige Ansatze erleichtern die Gestaltung sozial nachhalti-
ger Gebaude. Hierzu gehort insbesondere die Partizipation
bei Planungs- und Umgestaltungsprozessen. Neben den
Eigentiimern und Planungsbiiros sollten in die Planung
eines Quartiers lokale Behorden einbezogen werden, um
ihre Bediirfnisse an das Gebdude und das Quartier zu be-
riicksichtigen. Zudem sorgt ein interdisziplindres Design-
und Planungsteam nachweislich flir ,,sozialere” Gebaude:
Wenn das Team divers im Hinblick auf Geschlecht, Ethni-
en, Religion und Beruf/Rolle ist, werden die Bediirfnisse
dieser Gruppen automatisch besser berlicksichtigt.

Anders als 6kologische Themen sind soziale Aspekte noch
sehr stark in der Phase der Entwicklung. Geeignete weiter-
flihrende Ressourcen sind beispielsweise der WELL-Buil-
ding Standard, die Living Building Challenge, das Social Im-
pact Investing Framework des ICG oder The National TOMs
Framework. Weitere Details sind in Kap. 3.3 aufgefiihrt.



Der Bereich Governance bezieht sich auf die ethischen,
sozialen und Okologischen Auswirkungen der Unterneh-
mensfiihrung sowie auf den gesetzeskonformen Betrieb
im Sinne der Betreiberverantwortung. Der Begriff ist ak-
tuell noch schwieriger zu fassen. Aufgrund der ganzheit-
lichen Ausrichtung rund um das Thema Nachhaltigkeit ist
dieser Aspekt ebenfalls zu fokussieren, da die Entschei-
dung zur Umsetzung der ,E“- und ,S“-~Themen im Bereich
,G" getroffen werden. Die Integration von ESG-Gesichts-
punkten in Ablaufen, Arbeitsanweisungen, Prozessen und
Richtlinien ist ein essenzieller Bestandteil.

Unter ,Good Governance“ versteht man eine gute Un-
ternehmensfiihrung, die verantwortungsvoll handelt.
Transparenz spielt dabei eine wichtige Rolle. Zudem
soll Diversitat gefordert werden, sodass maglichst alle
Menschen beteiligt, die Meinung von Minderheiten be-
riicksichtigt und die Bediirfnisse von Schwécheren be-
achtet werden.

In einem Geschéftsethik-Kodex werden die Art, wie Ge-
schifte abgeschlossen werden, und die Werte des Un-
ternehmens beschrieben. Dabei wird der Umgang mit
verschiedenen Themen wie beispielsweise Compliance,
Korruptionsbekdmpfung, Geldwaschepravention, Daten-
schutz und Steuergestaltung beschrieben.

Beim Thema Compliance wird die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen fiir das Unternehmen in den Fokus
gestellt. Bei gesetzlichen Regeldnderungen miissen diese
fiir das Unternehmen adaptiert und beriicksichtigt werden.
Bei Datenschutz ist darauf zu achten, dass die gesetz-
lichen Regularien eingehalten werden und die Daten der
Geschéftspartner geschiitzt werden.

Auch wenn die Regulierung bei den S- und G-Faktoren
noch nicht so weit ist wie bei Umwelt- und Klimaschutz,
spielen dennoch auch solche Faktoren eine wichtige Rol-
le bei der Vermeidung von Leerstand bis hin zu Stranded
Assets. Hieraus erschlieBt sich, dass die Mieter zum Bei-
spiel Biroflachen, die solche Kriterien nicht beachten, zu-
nehmend meiden werden. Schwerpunkt des vorliegenden
Leitfadens bilden jedoch die ESG-Themenbereiche Um-
welt, Klimaschutz und Energieeffizienz.

Die Erfassung der Verbrauchs- und Emissionsdaten von
Bestandsimmobilien gehort zu den derzeit groBten Her-
ausforderungen der Immobilienwirtschaft. Zum einen, weil
die Daten zum Teil nur schwer zu erheben sind und hierbei
die Mitwirkung der Mieter erforderlich ist. Zum anderen,
weil sie in einem diversifizierten Portfolio zumeist sehr
heterogen erfasst werden und erst in ein vergleichbares
Format gebracht werden miissen. Es gibt keine interna-
tional einheitlichen Kriterien zur Messung und Bewertung
von ,Nachhaltigkeit“. Zumindest konnte der Riickgriff auf
Bandbreiten fir die Freiheitsgrade der CO,-Bilanz dieses
Problem partiell 16sen.



Hinzu kommt, dass sich oftmals nur die Quantitat der
Verbrauche digital messen lasst, aber eine Aussage zur
Zuordnung der Verbrduche und den daraus entstehenden
Emissionsfaktoren zum Teil aufgrund fehlender Zahler-
konzepte erschwert wird.

Entscheidend ist hierbei die in Deutschland freiwillige Mit-
wirkung durch die Mieter. Es konnen aber auch Stromda-
ten vom Netzbetreiber fiir die letzten drei Jahre abgefragt
werden, sofern die Mieteranzahl nicht zu klein ist. Der Ver-
mieter hat durch die Datenschutzgrundverordnung (DSG-
VO) oftmals keinen direkten Zugang zum Beispiel zu den
Stromverbrdauchen seiner Mieter. Andere EU-Mitgliedstaa-
ten sind bei der Umsetzung dieser EU-Verordnung etwas
pragmatischer als Deutschland mit seiner sehr rigiden
Umsetzung in die Praxis.

Heizungsdaten und Wasserverbrauche stehen dem Eigen-
timer zwar haufig tiber die vom Property Management er-
stellte Nebenkostenabrechnung zur Verfiigung, doch dies
wird in der Regel (iber externe Dienstleister abgewickelt,
sodass auch hier in der Praxis nur schwer ein direkter Zu-
griff besteht.

Hierfiir stehen jedoch zunehmend mehr und bessere
technische Hilfsmittel zur Verfligung, von Smart-Me-
tering-Systemen und in diesem Zusammenhang auch
durch die kooperative oder wettbewerbliche Ubernahme
des Messstellenbetreibers beim Ablesen iiber eine intelli-
gente Auswertung der Messdaten bis hin zum (bersicht-
lichen und intuitiv verstandlichen Reporting-Frontend.
Technisch ist die Sammlung von Energieverbrduchen
somit ohne Weiteres mdglich. So verfiigt jeder Mess-
stellen- beziehungsweise Netzbetreiber (iber die fiir die
Abrechnung benétigten Energieverbrauche aller Abnah-
mestellen.

Bis der Gesetzgeber den Eigentiimern von Immobilien
einen Zugriff auf die fir die CO,-Bewertung seiner Im-
mobilie notwendigen Informationen gibt, ist es deshalb

unumgénglich, die Mieter zur transparenten Weiterga-
be ihrer Verbrauchsdaten zu bewegen. Das kann (iber
unterschiedliche Anreizfaktoren oder ihre Kombination
erfolgen oder durch das Bestehen auf entsprechende
Mietvertragsklauseln, sodass eine Vermietung nur dann
zustande kommt, wenn dies akzeptiert wird. Beispiele
sind unter anderem:

Finanzielle Incentivierung oder Sanktionierung
Sinkende Betriebskosten infolge von MaBnahmen
des Vermieters

Intrinsische Uberzeugung beim Mieter

Konkreter Mehrwert fiir Mieter

Die Mitwirkung des Mieters bei der Datenerfassung kann
(und sollte) ein wesentlicher Bestandteil eines ,Green
Lease“ werden und somit — neben anderen Klauseln zum
Mieterverhalten — auch vertraglich fixiert sein. Eine ent-
sprechende Regelungsempfehlung zum Austausch von
Daten findet sich im Rahmen des aktuell (iberarbeiteten
ZIA-Leitfadens ,Green Lease 2.0 im Bereich Basis Green
Lease unter der Regelungsempfehlung 2.1.1. Mit einer
Veroffentlichung des Green Lease 2.0 ist im ersten Quartal
in diesem Jahr zu rechnen.

Ein (berzeugender Mehrwert konnte zum Beispiel in ei-
nem aussagekraftigen Beitrag zu den Berichtspflichten
vieler Biiromieter liegen. Im Rahmen der Corporate-Soci-
al-Responsibility-Richtlinie (CSRD; siehe auch Kap. 1) sind
Unternehmen ab 250 Beschéftigten, 50 Millionen Euro
Jahresumsatz oder 25 Millionen Euro Bilanzsumme in
Zukunft verpflichtet, ein Nachhaltigkeits-Reporting anzu-
fertigen, das auch Angaben zur Biironutzung einschlieBt.
Wenn zwei der drei Kriterien erfillt sind, fallt ein Unterneh-
men unter die Berichtspflichten. Die Daten kénnen zum
Beispiel vom Vermieter beziehungsweise seinen Dienst-
leistern aufbereitet und zur Verfligung gestellt werden,
sofern dieser umgekehrt Zugriff darauf erhélt. In jedem
Fall ist der intensive und kooperative Austausch mit den
Biromietern zu diesem Thema unentbehrlich.



Zudem ist bereits heute absehbar, dass sich auch Immo-
bilienfinanzierer in Zukunft starker fiir die Nachhaltigkeit
ihrer Bilanzaktiva und somit auch fiir diese Daten inte-
ressieren. Fiir diese Stakeholder werden deshalb eben-
falls konkrete Verbrauchsdaten und CO,-Emissionen der
jeweiligen Immobilien und ihrer Mieter erfasst und speziell
aufbereitet werden miissen.

Folgende Nutzerdaten sind bereits jetzt relevant bezie-
hungsweise werden von verschiedenen Bewertungssys-
temen in den Fokus gestellt:

Art der Heizung und Menge des Warmeverbrauchs

Wasserverbrauch (warm/kalt)

Art des Strombezugs und Menge des Stromver-

brauchs: Daraus ergeben sich Primérenergieverbrauch

und betriebsbedingte CO,-Emissionen

Weitere potenziell relevante Nutzungsdaten:

- Mobilitatsverhalten der Biironutzer, z.B. Nutzung
von Ladeinfrastruktur fiir Elektromobilitdt; miisste
beim Stromverbrauch beriicksichtigt werden

- Abfalimenge und Entsorgungswege je Fraktion

An dieser Stelle sei daran erinnert, dass der ,,CO,-FuBab-
druck” einer Immobilie nicht allein vom Energieverbrauch
im laufenden Betrieb einer Bestandsimmobilie abhdngt.
Die bei der Produktion der Baumaterialien, beim Bau-
prozess selbst sowie die in den Baumaterialien gebun-
dene Energie sowie das CO, tragen wesentlich dazu bei.
Man spricht in diesem Zusammenhang auch von ,,grau-
er Energie“ oder ,grauen Emissionen“. Das fiihrt dazu,
dass selbst ein duBerst energieeffizienter Neubau unter
Beriicksichtigung der ,grauen Emissionen“ nicht unbe-
dingt klimafreundlicher als ein Altbau sein muss oder der
Neubau seine im Bau entstanden Energieverbrauche und
Emissionen erst nach sehr langer Zeit durch den effizien-
teren Betrieb amortisiert hat.

Um dies bei Neubauten messen, erfassen und richtig
bewerten zu kénnen, sind umfangliche Daten (ber die

verwendeten Baumaterialien und ihre Herkunft erfor-
derlich, die bisher nicht in jedem Bauprozess oder Mie-
terausbau zwingend erhoben werden oder erforderlich
sind. Gleichzeitig kann die Verwendung recycelter Bau-
materialien die Bilanz eines Neubaus signifikant ver-
bessern. Mehr zu den maglichen MaBnahmen in spéte-
ren Kapiteln. In jedem Fall hat der Vergleich zwischen
Bestandssanierung und Neubau aus energetischen Ge-
sichtspunkten immer auch eine hypothetische Dimen-
sion, da sehr viele Faktoren in eine solche Entscheidung
einflieBen. Die einmal festgelegten Sanierungsplane
und eingeschlagenen Dekarbonisierungspfade werden
bei einem Eigentlimerwechsel idealerweise ,vererbt”,
sodass eine groBere Konsistenz in der Dekarbonisie-
rung des Gebaudebestandes entsteht. Gegebenenfalls
konnen diese verbindlich vertraglich vereinbart wer-
den, unter Umstinden wird dies in Zukunft sogar ge-
setzlich geregelt. In jedem Fall erforderte auch dieser
Schritt eine entsprechende Datenverfiigbarkeit. Da-
riiber hinaus spielen Informationen zum Gebé&ude in
den ESG-Bereichen ,S* und ,,G* — also Soziales und
Governance — in Zukunft neben Umwelt-, Klima- und
Energiefragen sowie Daten zum Nutzerkomfort (z.B.
Innenraumtemperatur und Luftqualitit) ebenfalls eine
Rolle. Hierzu zéhlen etwa Grundlageninformationen zur
Verbesserung der Barrierefreiheit und Inklusion, die im
Zuge einer besseren ErschlieBung des potenziellen Ar-
beitskréifte-Reservoirs auch direkt auf die Attraktivitat
eines Arbeitsgebers einzahlen (siehe auch Kapitel 3).

Im Governance-Bereich kommt der Compliance-kon-
formen Dokumentation ein zunehmend groBeres Ge-
wicht zu. Viele Unternehmen beispielsweise sehen sich
bereits jetzt mit dem Lieferkettengesetz konfrontiert,
das zum Beispiel einen Nachweis (iber die Herkunft
von Baumaterialien erfordern kann. Mieter verlan-
gen — ebenfalls regulatorisch dazu veranlasst — einen
Compliance-konformen Betrieb einer Biiroimmobilie
und sehen den Betreiber dabei in der Verantwortung.
Und zu guter Letzt fragen auch Investoren und po-



tenzielle Kdufer zunehmend kritisch nach, wer denn
in einer Immobilie iberhaupt Mieter ist — und schlie-
Ben bestimmte Mietergruppen nach Compliance-
Kriterien pauschal aus.

Energetische Sanierung, Nachhaltigkeits-Reporting, auf-
wendige Datenerhebung — das alles kostet zundchst Geld.
Somit steht die Frage im Raum, ob sich diese Investitionen
langfristig auszahlen oder diese MaBnahmen zulasten des
Renditepotenzials gehen.

Diese Fragestellung geht am Kern vorbei. Denn: Inves-
titionen in Nachhaltigkeit und eine entsprechende In-
standhaltungsplanung sind unverzichtbar, um die Ver-
marktbarkeit einer Bliroimmobilie und damit auch ihren
Werterhalt langfristig zu sichern. Nicht-nachhaltige Ge-
baude konnten kiinftig nicht mehr vermietbar und da-
mit als Bestand nicht mehr verduBerbar sein:; Stranded
Assets, die nur noch aufwendig neu positioniert oder
gleich ganz abgerissen werden miissen — sofern das
tiberhaupt noch erlaubt sein wird, wie der ,Vorreiter”
London zeigt. Also: Energetische Sanierungen sind un-
umganglich. Das sollten auch Endinvestoren bei der Aus-
wahl ihrer Assets unbedingt berticksichtigen.

Der Vorteil der energetischen Sanierung liegt in der direk-
ten Verbindung okologischer und 6konomischer Faktoren.
Investitionen in Einsparungen haben neben der Wertstei-
gerung auch eine Amortisierung durch eingesparte Ener-
giekosten. Gerade deshalb macht es Sinn, auch eine be-

triebswirtschaftliche Sichtweise einzunehmen: In der Regel
zahlen sich die Sanierungen fiir den Eigentiimer auch fi-
nanziell aus. Die hohere Attraktivitat der Immobilie und die
sinkenden Betriebskosten erdffnen Potenzial fiir steigende
Mieten. Was heute als ,,Green Premium*“ bezeichnet wird,
diirfte sich schon sehr bald in ,Brown Discount“ verwan-
delt haben. Die hohere Vermietbarkeit verbessert zudem
die Aussichten fiir langfristigen Werterhalt beziehungswei-
se Wertsteigerungen, was sich wiederum in giinstigeren Fi-
nanzierungskonditionen niederschlagen kann. Gleichzeitig
sind Finanzierer auch gefragt, entsprechende Sanierungs-
maBnahmen zu finanzieren und gegebenenfalls zur Verfii-
gung stehende Forderprogramme zu implementieren.

Ein wichtiger Hebel liegt zudem im wirtschaftlichen Be-
trieb der Immobilie durch ein kompetentes und hand-
lungsfahiges Property- und Facility Management. Dem
effizienten Betrieb durch bestens gewartete und effizient
laufende technische Anlagen in einem Biirogebaude wird
oftmals relativ wenig Aufmerksamkeit entgegengebracht.
Haufig wird die Energieeffizienz im Planungsstand be-
ziehungsweise zu Betriebsbeginn erfasst und ausgewer-
tet. Verschlechterungen im Betriebsverlauf, etwa durch
schlechte Wartung, fallen oft gar nicht oder erst zu spat
auf und werden selten friihzeitig durch den Eigentiimer
behoben, weil die Mieter die Nebenkosten tragen. An die-
ser Stelle liegt hdufig sehr viel verborgenes Potenzial.

Eine Variante, die derzeit noch zu wenig Aufmerksamkeit
erfahrt, ist die Energie- beziehungsweise Stromerzeugung
am Objekt, beispielsweise durch den Einsatz von Photo-
voltaikanlagen. Sie kann eine (iberzeugende wirtschaftli-
che Kraft entwickeln, da die Kosten fiir die Erzeugung der
eigenen Energie auch — Stand heute — noch eine lange
Zeit wirtschaftlicher sein wird als der Einkauf von Energie.
Die hieraus entstehende Unabhangigkeit und gleichzeitig
neue wirtschaftliche Kraft einer verldsslichen und zusétz-
lichen Rendite kann dabei die Briicke sein, die es erlaubt,
ausreichend Zeit zu gewinnen, um parallel die anstehende
Sanierung zeitlich wie auch wirtschaftlich zu stemmen.



Einer stirkeren griinen Energieproduktion stehen steu-
erliche Hemmnisse im Wege. Denn die Erzeugung und
Abgabe regenerativer Energie im Gebdudesektor flihrt
trotz verschiedener gesetzlicher Anderungen in vielen
Fallen immer noch zu einer Gewerbesteuerpflicht der
gesamten Mieteinnahmen. Um die Produktion von rege-
nerativer Energie in Wirtschaftsimmobilien starker zu rea-
lisieren, muss der Gesetzgeber die gesetzlichen Grundla-
gen schaffen und die verbleibenden steuerlichen Risiken
bei der Energieerzeugung ausraumen.

Zu guter Letzt steht auch im Raum, dass regulatorische
MaBnahmen kiinftig direkten Einfluss auf die Erforder-
lichkeit beziehungsweise die Wirtschaftlichkeit von Sa-
nierungen nehmen konnten, etwa tiber Revitalisierungs-
pflichten oder das Verbot von Vermietungen von Fléchen,
die bestimmten Mindeststandards an Klimaschutz, Ener-
gieeffizienz oder anderen Nachhaltigkeitskriterien nicht
mehr erflllen (wie zum Beispiel in den Niederlanden).
Damit wére das Stranded Asset per Gesetz nicht mehr
zu vermeiden.

Wirtschaftlichkeit durch wirtschaftlichen Betrieb

Die mit Abstand kiirzesten Amortisationszeiten liegen
jedoch immer noch in der Betriebsoptimierung. Hier ste-
cken die Ursachen oft in zwei Bereichen: der vorhandenen
Technik und dem Betreiberpersonal.

Bei Bestandsgebduden ist immer ofter festzustellen, dass
sie erheblich mehr Energie verbrauchen, als sie eigentlich
sollten. Das fallt jedoch kaum jemandem auf, da selten der
Ist-Energieverbrauch mit der Auslegung der technischen
Anlagen verglichen werden kann. Wenn das erfolgt, tre-
ten oft versteckte Defizite in der Funktion der Anlagen zu
Tage. So reagiert beziehungsweise regelt und steuert eine
Gebéudeleitechnik nicht so, wie sie sollte, oder defekte
Datenleitungen oder Anlagenkomponenten, die bei der
Wartung nicht entdeckt wurden, erflillen ihre Funktionen

nicht. Gerade bei komplexen Immobilien werden vorhan-
dene Defizite hdufig nicht sofort identifiziert und fithren zu
erheblichen Mehrverbréuchen.

Ein weiterer Punkt ist der Anlagenbetrieb. Vor dem Hin-
tergrund der Kosteneinsparungen ist gerade im Property-/
Facility Management der Preisdruck immer weiter gestie-
gen. Das hat Auswirkungen auf das eingesetzte Personal.
Qualifizierte Mitarbeiter sind ein rares Gut und Dienstleister
setzen diese lieber dort ein, wo Kunden die Leistungen
entsprechend honorieren. Leider fiihrt das auch dazu,
dass in vielen Gebduden fehlende Qualifikationen zum
nicht bemerkten Fehlbetrieb oder nicht optimalen Betrieb
fiihren. Wurde der Energieverbrauch in den vergangenen
Jahren von den Eigentiimern wenig beachtet, weil die Ne-
benkosten von den Mietern zu tragen sind, so betragt der
Anteil der Energiekosten mittlerweile ein Vielfaches der
Dienstleistungskosten. Um diese Mehrwerte zu heben, be-
notigen Dienstleister jedoch auch einen entsprechenden
Sparringspartner auf Auftraggeberseite, der nicht nur Zah-
len, sondern auch technische Lésungen bewerten kann.

Insgesamt betragt das Einsparungspotential in diesen Be-
reichen weit mehr als 15 Prozent mit Amortisationszeiten,
die sich zum Teil eher in Wochen als in Jahren realisieren.
Um diese Potentiale zu heben, sollten Eigentlimer in ge-
eignete Uberwachungsinstrumente wie Energie-Monito-
ring und in qualifiziertes Personal, sowohl beim Dienst-
leister als auch im eigenen Hause, investieren.



Insbesondere die Datenerfassung mit Blick auf Nachhal-
tigkeitskriterien stellt die Blroimmobilienbranche noch
vor erhebliche Herausforderungen. Das gilt einerseits, weil
vergleichbare und verbindliche Standards fiir viele Kriteri-
en weiterhin nicht zur Verfligung stehen, und andererseits,
weil die Daten Eigentiimern und Vermietern oftmals nicht
ohne Weiteres zur Verfilgung stehen. Deswegen entwi-
ckelt der ZIA mit Green Lease 2.0 Regelungsempfehlun-
gen auch hierzu in einem aktualisierten Leitfaden.

Nach Auffassung des ZIA ist speziell bei den Themen Da-
ten und Green Lease ein konstruktives Miteinander zwi-
schen Mietern, Vermietern und Dienstleistern erforderlich,
um die Herausforderungen auf dem Weg zu einer nachhal-
tigeren Biiroimmobilienwelt gemeinsam zu meistern und
Optimierungspotenziale zu erzielen. Eine derart koope-
ratives Zusammenwirken sollte an die Stelle einer eher
konfrontativen Ausrichtung unter den Geschéftspartnern
treten, die diesbeziiglich nicht zielfiihrend ist.

SchlieBlich sei noch bemerkt, dass die Immobilienbranche
und Regulierung beim Nachhaltigkeits-Themenkomplex
Umwelt, Klima und Energie — trotz aller noch bestehen-
den Liicken — bereits deutlich weiter fortgeschritten sind
als bei den ESG-Bereichen Soziales (S) und Governance
(G). Erst die Zukunft wird zeigen, wie sich auch S- und
G-Kriterien in einen verbindlichen Nachhaltigkeitskodex
fiir (Biro-)immobilien werden aufnehmen lassen. Ver-
schiedene Ansdtze dazu zeichnen sich bereits ab, aller-
dings erst schemenhaft.



“If you can‘t measure it, you can‘t manage it”
[Peter Ferdinand Drucker, US-amerikanischer Okonom].

Um einen Weg zu beschreiben, muss man neben dem Ziel
auch wissen, wo man sich befindet. Leider stellt in der Im-
mobilienbranche die Standortbestimmung bei ESG noch
die groBere Herausforderung dar als die der Zieldefinition.
Die erste groBe Aufgabe fiir Bestandshalter ist daher eine
datenbasierte Standortbestimmung. Erst wenn eine fun-
dierte Datenbasis vorliegt, kann eine Analyse der Daten
vorgenommen werden.

Der folgende Schritt, die Ableitung von MaBnahmen aus
der Analyse, setzt eine Zielbestimmung voraus. Dabei gibt
es kein allgemeingdltiges Ziel fiir alle Immobilien bei allen
ESG-Faktoren. Die Zielbestimmung, aus der dann im Ab-
gleich mit dem Status quo die zielfiihrenden MaBnahmen
abgeleitet werden, ist individuell.

Erstens ist zu kldren, in welchem gesetzlichen und regula-
torischen Umfeld sich das betreffende Gebédude in Bezug
auf Nutzung, Alter und Zustand befindet. Insbesondere
aus dem Alter der Immobilie, dem Zustand der einzelnen
Gewerke der Gebdudetechnik und der energetischen
Performanz geméaB Energieausweis, leiten sich bereits heu-
te und zukinftig regulatorische und gesetzliche Anforde-
rungen ab, die erfiillt werden miissen.

In welchem regulatorischen Umfeld befindet sich mein
Asset in Bezug auf die Investmentstruktur? Regulierte,
kapitalmarktorientierte Fondsvehikel unterliegen anderen
Anforderungen als eine Immobilie im Direktinvestment
wie eines Family Offices.

Zweitens spielt die Zielgruppendefinition eine wesentliche
Rolle. Welche ESG-Anforderungen an das Geb&ude wer-

den von den Nutzern und (mdglichen, zukiinftigen) Inves-
toren an die Immobilie gestellt? Dabei ist die Immobilie
stets als Teil eines Gesamtsystems zu betrachten. Zum
Beispiel welche Umweltauswirkungen haben die Materia-
lien meines Sanierungsfahrplans in der Lieferkette? Oder
welche Konsequenzen hat eine Umnutzung von Biiro- zu
Wohnflache auf dem lokalen Mietmarkt, um nur einige
Beispiele zu nennen.

Die nachfolgenden Lésungsansatze sollen dazu dienen, mit
iberschaubaren Mitteln eine erste Orientierung zu geben.
Hierbei geht es sowohl darum festzustellen, wo man sich
befindet als auch welche Wege es gibt, um zum Ziel zu kom-
men. Hierbei sind die Ansdtze exemplarisch zu verstehen
und sollen verbreitete MaBnahmen einordnen. Sie kénnen
nicht eins-zu-eins auf alle Immobilien angewendet werden.

Priorisierung im Portfolio

Die Priorisierung einer Immobilie kann aus zwei Blick-
winkeln erfolgen: erstens nach baulichem Zustand und
zweitens nach energetischer Performanz samt CO,-Emis-
sionen. So ergibt sich ein genaueres Bild aus hoch- und
niedriginvestiven MaBnahmen. Die Verbrauchskosten-
abrechnung bietet einen ersten Hinweis, wie es um eine
Immobilie bestellt ist. Diese Kosten bieten mit einem ein-
fachen Bezug auf versorgte Fladchen einen Ansatz fiir ei-
nen groben Vergleich, insbesondere bei portfoliointernen
Kennzahlenermittlungen. Es ist unwesentlich, ob die BGF,
MFG oder IPMS2 angesetzt wird. Man sollte jedoch wis-
sen, dass hier sowohl quantitativ als auch qualitativ ver-



glichen wird. Alternativ besteht die Maglichkeit, mit iber-
schaubaren Mitteln die Objekte zu identifizieren, die einen
auffallig hohen Verbrauch (kWh/a und kWh/m?) haben.

Ermittlung Verbrauchsdaten

Bei Standortbewertungen zum Energieverbrauch erfolgt in
der Regel die Bewertung des Gesamtverbrauchs (Warme,
Strom in Allgemein- und Mieterbereichen). Wahrend die
Warmeversorgung oft zentral erfolgt und so in Summe
vorliegt, gestaltet sich die Ermittlung des Gesamtstrom-
verbrauchs einer Immobilie, insbesondere in Deutsch-
land, als herausfordernde Aufgabe. Neben unvollsténdig
vorliegenden Informationen hindern héufig auch die da-
tenschutzrechtlichen Grundlagen Vermieter daran, Ver-
brauchsdaten der Mieter zu sammeln und zu verarbeiten.
Zur Ermittlung der Verbrauchsdaten stehen verschiedene
Wege zur Verfligung, zum Beispiel:

Abrechnungen

Manuelle Erfassung

Abfrage bei Versorgern bzw. Netzbetreibern
Automatisierte Verbrauchserfassung

Dariiber hinaus besteht auch die Mdglichkeit, auf interne
und externe Benchmarks zurlickzugreifen. Wahrend bei
vielen Varianten der Verbrauchsdatenerfassung die Zu-
stimmung der Mieter erforderlich ist (die im besten Fall
bereits im Mietvertrag (iber eine Green-Lease-Klausel
geregelt wurde), wird zur Auswertung von Stromrech-
nungen zusatzlich die aktive Zuarbeit der Mieter bendtigt.
Zwar liefern immer mehr Portale automatisierte Losungen,
indem sie Schnittstellen zu den Energieversorgungsunter-
nehmen anbieten, aber auch die funktionieren in der Re-
gel nicht von allein und liefern meist noch keine Aussagen
zu dem tatséchlich hinterlegten Stromvertrag und somit
auch keine belastbaren Aussagen zu Emissionen.

Bei Objekten mit mehr als drei Mietern besteht neben der
Einzelerfassung von Verbrauchsdaten alternativ die Mdg-
lichkeit, Gesamtverbrauchsdaten direkt bei den Versorgern
oder Netzbetreibern anzufragen. Diese kdnnen den Gesamt-
energieverbrauch (alle Zahler einer Liegenschaft) auch tber
mehrere Jahre liefern. Diese Abfragen wurden in der Vergan-
genheit meist zur Erstellung von bedarfsorientierten Energie-
ausweisen genutzt. Versorger und Netzbetreiber haben den
Wert dieser Daten erkannt, sodass Abfragen zunehmend mit
Gebiihren belastet werden. Hinzu kommt, dass Anfragen
bei einigen Betreibern mehrmals gestellt werden miissen.
Haufig werden Berechtigungsnachweise verlangt, bevor die
Daten geliefert werden. So muss abgewogen werden, ob
nicht allein diese - in der Regel zusétzlich zu vergiitenden
Mehraufwendungen - bereits eine automatisierte Aufschal-
tung, zum Beispiel im Rahmen eines Liegenschaftsmodells,
oder die komplette Ubernahme des grundzustindigen Mess-
stellenbetriebes fiir Strom durch ein selbst gewahltes privat-
wirtschaftliches Unternehmen rechtfertigen.

Energy Performance Certificates (EPCs)
Die Erstellung von Energy Performance Certificates (EPCs)

oder auch Energieausweisen kann in zwei verschiedenen
Varianten erfolgen. Wahrend der verbrauchsorientierte



Energieausweis die Verbrauchsdaten von drei aufeinan-
der folgenden Jahren witterungsbereinigt (das heiBt, mit-
tels lokaler und zeitlicher Wetterparameter vergleichbar
gestaltet), darstellt, prognostiziert der bedarfsorientierte
Energieausweis den Verbrauch einer Immobilie anhand
eines Simulationsmodells. Auch wenn bei beiden Verfah-
ren versucht werden kann, die eingetragenen Werte mit
den Rechnungen zu vergleichen, so bedeutet es, dass bei
dem einen Modell die tatsachlichen Verbrauche, bei dem
anderen die theoretischen Verbrauche genutzt werden.
Beide Ausweise haben ihre Berechtigung:

Der Bedarfsausweis ermittelt die theoretische ener-
getische Performanz eines Geb&udes unabhéngig vom
aktuellen Betrieb des Gebdudes. Konkret: Es ist unerheb-
lich, ob der Mieter sich im Winter vorbildlich verhalt oder
bei voller Heizung alle Fenster gedffnet hat. Fiir die Ablei-
tung von MaBnahmen ist die rechnerische Ermittlung der
Performanz ein wichtiger Indikator, gegebenenfalls sogar
wesentlicher als das aktuelle Verhalten eines Mieters, auf
das vielleicht keinerlei Einfluss ausgelibt werden kann.
Eine einseitige Konzentration auf simulierte Verbrauche
kann jedoch zu bésen Uberraschungen bei der Energy
Performance Gap fiihren. Die Zusammenarbeit mit Mie-
tern kann wesentlich kosteneffizienter sein als etwa MaB-
nahmen an der Geb&udehiille.

Der Verbrauchsausweis beziehungsweise seine konkre-
ten, gemessenen Verbrauchsdaten (gemittelt aus den ver-
gangenen drei Jahren) gibt hingegen einen Hinweis dar-
auf, wieviel Energie das Gebdude tatsachlich und mithin
welche Treibhausgas-Emissionen real verursacht werden.
Dies ist bei entsprechender Aktualitat fiir die Zustandsbe-
stimmung (z.B. mittels CRREM-Tools) sowie die Ermittlung
mdglicher weiterer MaBnahmen wichtig.

Der EPC auf Basis der Verbrduche liefert also eine gute
Grundlage, um herauszufinden, wo sich ein Gebdude
energetisch befindet. Der bedarfsorientierte EPC liefert die
Grundlage, wo sich das Gebaude befinden sollte. So liefert

ein richtig erstellter Energieausweis nicht nur Angaben
zum Verbrauch vergleichbarer Objekte, er beinhaltet auch
eine Darstellung der technischen Ausstattung und sollte
Hinweise zu Verbesserungsansatzen liefern. Im Einzelfall
kann es sich jedoch auch lohnen, die Daten des Ener-
gieausweises zu verifizieren. Aufgrund seines Potentials
ist es in der Theorie ein guter Ansatz, Energieausweise
als Prifungskriterium der Taxonomiekonformitat zu nut-
zen. Leider ist dies derzeit nur mit Energieausweisen fiir
Wohngeb&dude mdglich, da die Ausweise flir Wirtschafts-
immobilien keine Darstellung der Energieeffizienzklassen
(von A- bis H-Kriterien) enthalten. Des Weiteren sind die zur
Umsetzung der EPBD (Geb&udeeffizienzrichtlinie) fiir die
Taxonomie relevanten Kategorien A+ und A ambitioniert.
Fir die Umrechnung der Ergebnisse des Primérenergie-
bedarfs in die Effizienzklassen liegen inzwischen verschie-
dene Ansatze vor. Im Zuge der Umsetzung der EPBD-Vor-
gaben ist mit einer Uberarbeitung der Energieausweise in
Deutschland zu rechnen.

An dieser Stelle sei der Hinweis erlaubt, dass ein Ener-
gieausweis trotz seiner zehnjahrigen Giiltigkeit stich-
tagsbezogen erstellt wird. Das bedeutet, die Darstel-
lung der Farbskala bezieht sich auf die jeweilige, zum
Erstellungszeitraum giiltige Berechnungsgrundlage. Da
sich die Vorschriften zur Energieeffizienz, wie auch bei
anderen Produkten, stetig verscharfen, bedeutet das,
dass ein Energieausweis aus dem Jahre 2015, der auf
Basis der EnEV 2014 erstellt wurde und griin ist, bei ei-
ner Neuerstellung auf Basis des nun giltigen GEG er-
heblich schlechter dasteht. Durch den Wechsel in Bezug
auf aktuelle Berechnungsgrundlagen kann dieses auch
dazu fiihren, dass ein alter griiner Energieausweis, nach
Beriicksichtigung einer OptimierungsmaBnahme, zwar
zu einer erheblichen Reduzierung der Verbrauchswerte
(KWk/[m?a]) filhrt, aber die Darstellung auf der Farbskala
sich von griin zu rot verschlechtert.

Bis zum Aufbau einer Datenbank, die die in der Taxonomie ge-
forderten (iber 15 Prozent abbildet oder einer Novellierung der



Berechnungsgrundlagen (zum Beispiel im Zuge einer magli-
chen weiteren Uberarbeitung des GEG) werden verschiedene
Ansatze angeboten und angewendet. Das Fraunhofer Institut
fur Bauphysik etwa hat im Auftrag des ZIA und des Bun-
desverbands Investment und Asset Management (BVI) ver-
schiedene Ansatze untersucht, dabei selbst ein Verfahren auf
Grundlage der DIN entwickelt und die Anwendung empfoh-
len. Gleichzeitig gibt es weitere Benchmarks. Es gibt Dienst-
leister, die beispielsweise Anhaltspunkte zur Einordnung der
energetischen Performanz eines Assets liefern. Allerdings
muss auf die eingeschréankte Vergleichbarkeit der Werte hin-
gewiesen werden. Denn es bestehen Freiheitsgrade hinsicht-
lich der angesetzten FlachengroBen, Verbrauchspositionen
und Emissionsfaktoren. Notwendig ist daher eine nationale
Datenbank fiir den Gebaudebestand in Deutschland. Andere
Lénder wie Frankreich haben dies bereits implementiert und
sorgen somit fiir eine neutrale und regulatorisch einwandfreie
Erfassung der Daten.

Zertifizierung

Neben Systemen wie ECORE und GRESB bieten Zertifizie-
rungen eine Moglichkeit der Standortbestimmung. Neben
den in Deutschland gangigen Bewertungssystemen LEED,
BREEAM und DGNB fiir eine Nachhaltigkeitszertifizierung
nehmen derzeit Systeme mit speziellen Bewertungssys-
temen wie WELL oder WiredScore fiir besondere Eigen-
schaften, zum Beispiel Konnektivitat, zu.

Aufgrund der Vielzahl von Einzelsystemen féllt es daher
zunehmend schwer, die Wertigkeit einzelner Zertifikate zu
beurteilen. Entscheidungskriterium kann daher sein, die
Art und den Grad der Zertifizierung auch an den Zielgrup-
pen auszurichten. Welche Zertifikate und Zertifizierungs-
grade erwarten die Nutzenden und welche Zertifikate pas-
sen zur Anlagestrategie und den potenziellen Investoren?
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass eine gut durchgefiihrte
Zertifizierung auch ein QM-Audit filr die Projektbeteiligten
darstellt. So kann beim Zusammenstellen von Informatio-

nen die Qualitat der Datenlage, aber auch die Qualitét der
zuarbeitenden Stakeholder gut bewertet werden.

Ferner ist bei Zertifikaten nach den zeitlichen Zielsetzungen
zu unterscheiden. Es gibt Sanierungszertifikate, die einen
erreichten Zustand nach Sanierung bewerten und stich-
tagsbezogen gelten. Auf der anderen Seite gibt es auch
Bewertungen des Betriebes, die eine regelméBige Rezertifi-
zierung vorsehen und somit zeitlich gelten.

Potenzialsteigerungen durch Klimaschutzfahrplan

Nach der Standortbestimmung ist festzustellen, wie As-
sets verbessert werden konnen. Viele Zertifizierungs- und
Ratingsysteme bieten im Zuge ihrer Auswertungen auch
Potenzialanalysen an. Diese beinhalten Ansétze, wie die
Bewertung verbessert werden kann.

In Bezug auf die Energieeffizienz erfolgt eine Standortbe-
stimmung zunehmend einheitlich mithilfe des Carbon-Risk-
Real-Estate-Monitor (CRREM-Tool). Im CRREM-Tool l4sst
sich darstellen, wo sich eine Immobilie oder ein Portfolio in
Relation zu den notwendigen CO,-Vorgaben zur Einhaltung
der 1,5°C-Kurve befindet und ob, beziehungsweise wann
es die Vorgaben (iberschreitet, sprich ,stranded” ist. Gleich-
zeitig mlissen auch MaBnahmen zur Klimaanpassung mit-
gedacht werden. Dariiber hinaus sollten auch hier die jewei-
ligen Ziele der weiteren Beteiligten beriicksichtigt werden.
Es gibt Mieter (Corporates), die gegenwdrtig nur noch mie-
ten oder den Mietvertrag verlangern, wenn beispielsweise
die Klimaneutralitit des Geb&udes bis zum Beispiel 2030
sichergestelltist oder diese Unternehmen verlangen erneuer-
bare Energien am Gebadude.

Mit energetischen Optimierungen und Sanierungen
lassen sich Stranding-Zeitpunkte verschieben. Welche
MaBnahmen hier welche Effekte ausldsen, muss tat-
sachlich objektspezifisch und anhand der Zielgruppen
ermittelt werden. Bei der Planung von SanierungsmaB-
nahmen wird zunehmend der Gesamtlebenszyklus be-



riicksichtigt (liblicherweise 50 Jahre). Hierbei flieBt die
graue Energie der Materialien sowie deren Entsorgung
beziehungsweise Wiederverwendung in die Berechnung
ein und wird ins Verhaltnis gesetzt zu dem Effekt der
Sanierung auf die operativen CO,-Emissionen. So kann
sichergestellt werden, dass bei Umbauten kein negativer
Gesamt-Effekt entsteht.

Sind einige Eigentlimer bisher davon ausgegangen, dass
die Detailinformationen in vorhandenen Datenmanage-
ment- oder CAFM-Systemen ihrer Dienstleister verwaltet
werden, so stellt der ein oder andere Eigentiimer beim
ersten Rating fest, dass diese nicht beziehungsweise nicht
in der Form auf Knopfdruck verfiighar sind, wie sie zur
Beantwortung von Bewertungsverfahren bendtigt werden.
Das hat verschiedene Griinde: Das eine Mal wurden un-
vollstdndige Daten (ibergeben, weil sie dem Eigentiimer
nie zur Verfligung standen, das andere Mal gehen sie
durch hdufigen Wechsel in der Zustandigkeit verloren.
Und manchmal hat das Tagesgeschaft die Aktualitat von
Datenbesténden (iberholt.

War es in einigen Féllen bisher einfach und oft auch
kostengiinstiger, notwendige Unterlagen nur bedarfsori-
entiert aufzuarbeiten anstatt sie regelméBig nachzupfle-
gen, lohnt es sich nun, entsprechende Prozesse (auch
bereits beim Neubau) aufzusetzen, um Daten aktuell
zu halten. Um dies zu erreichen, muss in einem ersten
Schritt ermittelt werden, welche Informationen tatsach-
lich notwendig sind, welche einen operativen Mehrwert
liefern und welche nur ,nice-to-have“ sind.

Allein durch den Austausch zwischen Eigentiimer, Mieter
und Dienstleister wird das gegenseitige Abhéngigkeits-
verhdltnis noch einmal verdeutlicht und die Bereitschaft,
Daten zu liefern, in der Regel erhéht.

Die Rolle von Property und Facility Management

Es liegen neben den oben genannten Verbrauchsdaten
schon heute eine Vielzahl an notwendigen Informatio-
nen im Property und Facility Management vor. Um die-
se auszulesen und nutzen zu kbnnen, ist es in Teilbe-
reichen jedoch notwendig, die vorhandenen Prozesse
und Reports anzupassen, Daten geédndert zu erfassen
oder aber auszulesen. So hat zwar ein Property Ma-
nager die Verbrauchsabrechnungen der Energiever-
sorger zur Verfligung und kénnte hieraus zumindest
die Verbrauche entnehmen, die iber die Konten des
Eigentiimers beglichen werden. Ein Property Manager
arbeitet bisher aber meist nur mit Geldbetragen und
nicht mit kWh. Er verteilt Kosten und keine Verbrau-
che. Einige ERP-Systeme sind daher gar nicht darauf
ausgerichtet, Verbrauchsdaten einzugeben und weiter
zu verarbeiten.

Des Weiteren verfiigt der Facility Manager iber viele
Detailinformationen zur technischen Ausstattung einer
Immobilie, die er derzeit aber hauptsachlich zur In-
house-Organisation seiner eigenen Leistung (zum Bei-
spiel via CAFM) nutzt.



Eine zentrale Aufgabe fiir den Eigentiimer zur Ermittlung
der ESG-Performanz seiner Immobilie besteht darin, die
dezentralen und in Teilen fragmentarischen Informatio-
nen zusammenzufiihren, um dadurch die Basis flir eine
langfristige und strategische Bewertung seiner Besténde
zu erreichen. Im Ergebnis liegt dann ein GroBteil der Da-
ten vor, die fiir ESG-Bewertungen bendtigt werden.

Wenn dann noch bei der Erfassung und Auswertung von
Daten eine Selbstreflektion der Beteiligten erreicht wird,
liefert ESG einen echten Mehrwert. Vielen Dienstleistern
stehen dafiir derzeit jedoch nicht ausreichende Ressour-
cen zur Verfiilgung. Damit diese vorhanden sind, miissen
diese Aufwendungen vertraglich und im Honorar beriick-
sichtigt werden.

Vorgaben verbessern Ergebnisse

Des Weiteren benétigen operativ am Gebdude tétige
Unternehmen eindeutige Angaben, welche Art von In-
formationen bendtigt werden. Grundlage sollten hier-
bei exakte Anforderungsprofile (im Sinne von Lasten-
heften) sein. Im Bereich ESG kénnen dies gesetzliche
Anforderungen wie die detaillierten Kriterien der Taxo-
nomie und/oder die hierfiir relevanten Kriterien etab-
lierter Ratings und/oder hauseigene ESG-Ratings oder
Checklisten sein. ,Wer die Koordinaten seines Hafens
nicht kennt, fiir den ist kein Wind giinstig“ (Philosoph
Lucius Annaeus Seneca) gilt auch fiir die maglichst
genaue Vorstellung und Vorgaben, welche Daten im
Rahmen der Ermittlung der ESG-Performanz benétigt
werden. Unnotig erfasste Daten schaden hingegen der
Motivation und somit auch der Lieferqualitat. Der ge-
meinsame Austausch dariiber, welche Informationen
wann in welcher Qualitat wofiir bendtigt werden, hilft
dabei, notwendige Daten gemeinsam zu identifizieren
und abzustimmen, in welchem Intervall diese erhoben
werden sollen beziehungsweise aktualisiert werden
miissen.

Nur wenn es gelingt, ein gutes Zusammenspiel zu gestal-
ten und eine arbeitsteilige Aufgabenzuordnung zwischen
Eigentiimer, Mieter und Facility Management zu erreichen
sowie die bereits vorhandenen Informationen zu strukturie-
ren und die bendtigten Zusatzdaten im Reporting zu erfas-
sen (zum Beispiel vom AM iiber das PM in das FM), werden
eine Vielzahl von Doppeltétigkeiten vermieden.

Grunddaten

Notwendige Daten unterteilen sich beispielsweise in fol-
gende Bereiche:

Information zum Gebaude: Lage, Ausstattung,
verwendete Materialien, Mehrwerte fiir das Umfeld
und Okosystem sowie zum Zustand der Immobilie.
Dies reicht von der Blilhwiese im AuBenbereich ber
die Millpresse im Untergeschoss bis zum Smart Me-
tering in den Mietbereichen.

Information zu Verbrauchsdaten: Dies betrifft bisher
im Wesentlichen Energie, Abfall und Wasser. Zukiinftig
werden hier auch zunehmend weitere, insbesondere
klimaschédigende Verbrauchsmaterialien wie Kélte-
mittel erfasst.

Informationen zum Betrieb: Organisation und Umset-
zung des Betriebs, Austausch mit den Mietern und
Nutzern sowie zu Aktivitaten im Zusammenhang mit
der Immobilie (unter anderem Mieterevents).

Informationen zu den Vertragen: Vom Mietvertrag
(Green Lease) (iber die Vertragsverhaltnisse mit
Dienstleistern (Erfiillen von Auflagen und Anforderun-
gen) bis hin zu den Auflagen.

In einigen Bewertungen werden auch interne Regularien
der Eigentiimer und sein Engagement fiir die Immobilie
und die Gesellschaft bewertet. Als Beispiele sind in die-



sem Zusammenhang die Taxonomie fiir Soziales oder das
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz zu nennen.

Insbesonderedie Bewertungderlmmobilieunddesimmo-
bilienbetriebs beinhalten eine Vielzahl von Kriterien,
mit denen sich die Qualitat der Instandhaltung abbilden
lasst. Wobei Instandhaltung hier in Anlehnung an die
DIN 31051 beziehungsweise EN 13306 zu verstehen
ist. Das bedeutet, Instandhaltung umfasst nicht nur die
in der Verwaltung oft gleichgesetzte Instandsetzung,
sondern den gesamten Prozess zum Werterhalt einer
Immobilie, inklusive aller technischer und administra-
tiver Aufgaben.

Green Lease

Der Schliissel flir einen wesentlichen Teil der genannten
Handlungsfelder liegt im Verhaltnis zwischen Mieter und
Vermieter und somit im Mietvertrag. Maglicherweise er-
fordert das Handlungsfeld ESG eine grundlegende Ver-
anderung in der Sicht der Vermietenden auf die Mieter.
Nachhaltigkeit und ESG werden sich in Immaobilien nicht
umsetzen lassen, wenn sich nicht ein grundlegendes
Verstandnis entwickelt, dass hier nur Kooperationen, ein
gemeinsames Definieren von Zielen, MaBnahmen und
Umsetzungskontrolle zum Erfolg fiihren kdnnen. MaBnah-
men aus dem Bereich ESG gegen Widersténde der Nut-
zenden werden nicht erfolgreich sein.

Ein Praxisbeispiel:

Inzwischen beschweren sich Mieter,
dass Asset Manager schriftlich auf
sie zukommen und ein monatliches
Reporting der Abfallmengen je nach
Abfallart (z.B. gelber Sack) anfordern.
Was die Mieter rundweg ablehnen, da
sie hierfiir weder Zeit noch personel-
le Ressourcen zur Verfiigung haben.
Nicht zuletzt fehlte es an gemeinsa-
men Gesprachen zu dem Thema.

Die Vereinbarung von Green Lease kdnnen einen viel-
versprechenden Ansatz darstellen, um Mieter bezie-
hungsweise Nutzer und Vermieter gleichermaBen in
die Verantwortung fiir ESG-konforme Biiroimmobilien
und ihre nachhaltige Nutzung zu nehmen. Ublicher-
weise ist als erster Punkt der Green Lease daher zu
vereinbaren, dass ein regelmaBiger Austausch zwi-
schen Vermieter beziehungsweise Asset Manage-
ment, Mieter und Verwaltung oder Property Manage-
ment und Facility Management stattfindet und dabei
auch die Verfigbarkeit und Ressourcen der Mieter
mitbedacht werden. Dariiber, ob finanzielle Anreize
notwendig sind (insbesondere mittelstdndische Mie-
ter fordern dies hdufig, wenn die Forderungen des
Asset Managements einen nicht unerheblichen Auf-
wand fiir die Nutzer darstellen) oder andere Anreize
und Kriterien hierbei den besseren Impuls zur Mitwir-
kung geben, besteht in der Branche noch keine Einig-
keit. Anzunehmen ist, dass jeder Fall einzeln betrach-
tet werden muss.

Der ZIA befasst sich derzeit im Rahmen einer anderen
Initiative intensiv mit dem Thema Green Lease und den
dafir wesentlichen Parametern, wozu auch ein aktua-
lisierter Leitfaden ,Green Lease 2.0“ entwickelt wird,
dessen Verdffentlichung voraussichtlich im vierten
Quartal 2023 erfolgt. Diesem soll an dieser Stelle nicht
vorgegriffen werden beziehungsweise sei auf diese
wesentlich detailliertere Publikation zum Thema Green
Lease verwiesen.



Energie-Audit

Ein Energie-Audit beinhaltet neben einer Zustandsfest-
stellung in der Regel auch Verbesserungsvorschldge. So-
mit ist ein Energie-Audit eine der ersten MaBnahmen, mit
denen die darauffolgenden Verbesserungsansatze ermit-
telt werden konnen.

Die Immaobilienoptimierung ist jedoch kein Baukasten, aus
dem sich immer der gleichen Ansétze bedient werden kann,
sondern sie muss auf die Immobilie, die baulichen und
technischen Gegebenheiten, die Immobiliennutzung sowie
die Lage des Objektes abgestimmt werden. Technische An-
sétze, die bei dem einen Objekt schnell zum Ziel fiihren,
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* Dokumentation und * Optimierung Ge- Steuerung der
Auswertung von baudetechnologie Beleuchtung mittels
Verbrauchsdaten und Leittechnik, Bewegungsmelder
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— Betriebszeiten Mod p

rstellung v o oderne Pumpen
MaBnahmenplan Aktive Benutzer- und Ventilatoren
schulung
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konnen in einer anderen Nutzung fehl am Platze sein.

Ein Energie-Audit dient somit dazu, einen Fahrplan zur De-
karbonisierung einer Immobilie zu entwickeln und steigert
in einzelnen Varianten sogar die Forderfahigkeit geplanter
MaBnahmen.

Dennoch gibt es Ansétze, die erfahrungsgemaB wieder-
kehrend zu einem groBen Erfolg flihren. Dazu gehoren
unter anderem die nachfolgenden.

Optimierung des Gebaudebetriebs

Die Verbesserung des Gebdudebetriebs ist eine der MaB-
nahmen, die hohe Einspareffekte erzielen kann. In einzel-
nen Studien wurde ermittelt, dass haufig eine Diskrepanz
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Energieeffizienz ist ein elementarer Baustein auf dem Weg zur Klimaneutralitat! (Quelle: Apleona)



zwischen dem theoretischen Verbrauch in der Planung
oder bei energetischen Simulationen (wie dem bedarfs-
orientierten Energieausweis) und dem tatséchlichen Ver-
brauch (siehe hierzu auch den verbrauchsorientierten
Energieausweis) vorliegt.

Neben den klassischen Ansétzen wie der Optimierung und
Anpassung von Laufzeiten der Anlagen spielen hier insbe-
sondere bei hoch komplexen Geb&uden nicht richtig funkti-
onierende oder bediente Anlagen eine immer groBere Rolle.
Hier ist es zum einen notwendig, die Anlagenfunktionen her-
zustellen, die urspriinglich geplant waren, zum anderen ist
es erforderlich, die Anlagen so einzuregeln und zu bedienen,
wie es die Nutzung erfordert. Hier bieten zunehmend intelli-
gente, KI-gesteuerte Systeme eine Unterstiitzung. In Zeiten
des Fachkrdftemangels konnen Investitionen in solche Sys-
teme die Notwendigkeit fiir den Einsatz von Fachpersonal
reduzieren und sich somit schneller rechnen. Aber auch die
Investition in geeignetes Betreiberpersonal ist notwendig. Zu
glauben, dass Geld gespart wird, indem gering bezahlte und
schlecht ausgebildete FM-Dienstleister mit komplexen Ob-
jekten arbeiten, wird mit den zunehmenden Energiekosten
und der abnehmenden Bereitschaft, Energieabrechnungen
einfach so hinzunehmen, unwahrscheinlicher.

Da sich die bisher oft giltige Kostenverteilung (1/3
FM-+PM-Betrieb, 1/3 Energiekosten, 1/3 Sonstiges) bei
Immobilien durch ansteigende Energiekosten verlagert,
verdndern sich auch die Handlungsansatze.

Wurden in der Vergangenheit bei der Optimierung der
Energiekosten meist nur die Einkaufskonditionen bewer-
tet, spielt nun auch der Verbrauch eine Rolle. Durch um-
lagefahige Investitionen in gutes Betreiberpersonal kann
nicht nur die Mieterzufriedenheit erhoht werden, son-
dern es sind auch noch erhebliche Einsparungen bei der
Energie maoglich. Diese Einsparungen sind monetar weit
hoher als die Mehrausgaben fiir Personal. So konnen diese
Ansétze schnell und direkt einen Mehrwert erzielen.

Erfahrungen bei der Optimierung von Objekten belegen,
dass sich bei Objekten mit gutem Betreiberpersonal (iber
30 Prozent geringere Energieverbrauche erzielen lassen.
Hierbei wurde festgestellt, dass gute Haustechniker nicht
nur dafiir sorgen, dass im Sommer keine Heizungen lau-
fen und im Winter nicht gekiihlt wird (was {ibrigens héufig
der Fall ist). Sie kdnnen auch dafiir sorgen, dass vorhan-
dene Fehlfunktionen von Anlagen kompensiert werden.

Haustechniker sind aberin der Regel keine TGA-Ingenieure.
Sie konnen umsetzen und Defizite kompensieren.
Fiir das Identifizieren weiterer Potenziale ist zum Beispiel
ein gezieltes Auditieren und die Abstimmung zwischen
Energieberatern und Betreibern ratsam. Die besten Er-
gebnisse werden haufig erzielt, wenn auch die Anlagen-
technik (hierbei geht es meist um die Regelung [GLT/MSR]
und weitere gering investive MaBnahmen in der TGA) wie-
der in geplante Funktion gesetzt wird.

Zur ldentifikation von Schwachstellen und zur Beurtei-
lung des Anlagenbetriebs sollte eine engmaschige Ver-
brauchserfassung und Auswertung erfolgen, zum Beispiel
durch ein Energie-Monitoring. Energiemonitoring-Syste-
me (EMS) werten Verbrauchsdaten in kleinen Intervallen
(zum Beispiel alle 15 Minuten) aus. Diese dienen dazu,
den Anlagenbetrieb in Relation zur Nutzung zu bewerten
(Laufen zum Beispiel Anlagen langer als Personen an-
wesend sind?). Aber auch der Anlagenbetrieb zueinan-
der wird so untersucht (Arbeitet etwa die Heizung gegen
die Kithlung?). Oft sind es die Kleinigkeiten, zum Beispiel



die Heizung, die fiir eine Veranstaltung oder nach einer
Mieterbeschwerde von der Automatik in den Handbetrieb
gestellt und vergessen wurde. Zum Teil ist es aber auch
ein Wechsel im Betriebspersonal, das nicht ausreichend
informiert wurde.

Dariiber hinaus stellen KI-Systeme oder préadiktive Rege-
lungen eine gute Erginzung dar. Diese Systeme konnen
die beste Einstellung selbststandig erlernen und zum
Beispiel mithilfe von Wettervorhersagen Anlagen voraus-
schauend steuern. Sie bendtigen aber in der Regel An-
schlussmdglichen zur Geb&udeleittechnik (GLT), die oft
nur bei neueren Systemen zur Verfligung stehen.

Sowohl EMS- als auch Kl-gesteuerte Systeme ver-
bessern nicht nur den Energieverbrauch, sie werden
in vielen Bereichen auch gefordert, sind zum Teil um-
lagefahig und filhren zu Verbesserungen in géngigen
ESG-Bewertungen.

Verbesserung der Technischen Gebaude-
ausriistung (TGA)

Gebaudeleittechnik und Regelung

Wie bereits im vorhergehenden Absatz erwéhnt, entste-
hen viele Verluste durch nicht funktionierende Anlagen-
technik. Eines der wichtigsten Gewerke ist hierbei die Re-
gelung und Gebaudeleittechnik. Eine funktionierende GLT
und Regelung ist aber die Grundvoraussetzung fiir das
richtige Zusammenspiel aller Anlagen. Fehlende Einregu-
lierung der Systeme untereinander (zum Beispiel durch
hydraulischen Abgleich), fehlende bzw. defekte Sollwert-
geber (Fiihler) oder Stellglieder (beispielsweise Ventile
und Schieber), nicht funktionierende Regelungen sowie
Defekte, die nicht gefunden wurden, sind haufige Ursa-
chen mangelnden Zusammenspiels. Die Fehlersuche ist
oft aufwéndig, kann aber durch digitale Auswertungen
der GLT- und EMS-Systeme erheblich erleichtert werden.

Liifter und Pumpen

Wurde beim Ausfall von Anlagen in der Vergangenheit
oftmals auf notwendige Planung verzichtet und lie-
ber eins-zu-eins getauscht, ist es insbesondere bei
einem ohnehin anstehenden Austausch von Anlagen
zielflihrend, vorhandene technologische Weiterent-
wicklungen zu nutzen. Gerade bei Ventilatoren und
Pumpen haben in den letzten Jahren erhebliche Ver-
besserungen stattgefunden, die beim Austausch von
alten dauerlaufenden Anlagen gegen hocheffiziente,
bedarfsabhangig geregelte Systeme zu Einsparungen
von (ber 50 Prozent fiihrten.

Insbesondere bei Liftungssystemen ist auch die Kom-
bination mit CO,-Steuerungen (mit Anbindung an die die
GLT) zu prifen.

LED

Ob die Umriistung der Beleuchtung auf LED noch zu den
geringen Investitionen gehort, ist gebdudeabhéngig. Den-
noch gehort sie aufgrund ihrer iiberschaubaren Amortisa-
tionszeiten mittlerweile zu einer der am meisten akzep-
tierten MaBnahmen im Gebdude und wird bei fast allen
ESG-Bewertungen positiv bewertet.

PV-Anlagen

Die Sonne liefert inzwischen mehr als das Tausendfache
an Energie, die verbraucht wird. Die Schlussfolgerung
lautet daher, dass unser Bedarf mit direkter (via PV oder
PVT-Anlagen) und indirekter (Wind und Wellenkraftanla-
gen) Energie gedeckt werden kann. Natiirlich muss Ener-
gie aufgewandt werden, um eine Solaranlage zu produ-
zieren. Dennoch ist ihre CO,-Bilianz bereits nach einigen
Jahren positiv und somit ein guter Beitrag zur Einsparung,
der sich auch finanziell bemerkbar macht.



Stromspeicher

Wahrend Wohngebaude an den sonnenreichen Tagen oft
eine zeitliche Diskrepanz zwischen produzierter und be-
notigter Energie haben, ist es bei gewerblichen Immobilien
genau umgekehrt. An sonnenreichen Tagen verbrauchen
sie dann am meisten Energie (zum Kiihlen) — gewdhnlich
zur Mittagszeit, wenn sie auch die hochste Sonnenein-
strahlung haben. Vor dem Hintergrund ist der Einsatz von
Energiespeichern, die in Wohnhdusern weitgehend sinn-
voll sind, bei gewerblichen Immobilien vorab zu priifen.

Modernisierung Gebaudehiille

Die Sanierung des Baukorpers ist meist eine der letzten
MaBnahmen, die sich im Zuge eines Sanierungsfahr-
plans rechnen. Insbesondere hochwertige, teure Fassaden
aus den letzten beiden Jahrzehnten haben eigenstandig
betrachtet eine Amortisation, die zum Teil auch schon mal
mehrere hundert Jahre betragen. Eine solche MaBnahme
ist meistens nur dann sinnvoll, wenn sie mit sowieso
anstehenden Sanierungen im Zuge notwendiger Erneue-
rungsmaBnahmen verbunden wird.

Treibhausgas-Kompensationen (THG)

Bei Kompensationen von Treibhausgasen ist eine ge-
wisse Vorsicht geboten. Zum einen ist es ein notwen-
diges Mittel, da Bestandsgebdude in der Regel nicht
Lverbrauchsfrei“ werden kénnen und die Kompensation
daher erforderlich ist, verbleibende Verbrduche auszu-
gleichen. Zum anderen wurde hier in der Vergangenheit
auch ,,Greenwashing“ betrieben, was einen Eigentiimer
schnell in Verruf bringen kann.

Bei den meisten Dekarbonisierungsfahrplénen wird auch
die voraussichtliche Entwicklung der CO,-Faktoren bei
der Energieproduktion beriicksichtigt. Energieversor-

gungsunternehmen (EVUs) sind derzeit in der Erstellung
oder Umsetzung von Strategien, die Energieproduktion
zu dekarbonisieren. So sind zum Beispiel die Stadtwerke
Minchen dabei, Geothermie mittels Warmepumpen als
Wéarmeerzeugung fiir das Fernwérmenetz einzusetzen.
Gleiche Aktivitaten erfolgen auch beim Strom. So wurden
im Strom-Mix Deutschland im Jahre 2022 iiber 50 Pro-
zent (iber erneuerbare Energien wie Wind und Solarener-
gie bereitgestellt.

Eine vollstandige reale Dekarbonisierung ware natirlich
fiir alle Eigentiimer der einfachste und schnellste Weg.
Dagegen spricht der dazu notwendige Ausbau regenerati-
ver Produktionskapazititen, der Netzinfrastruktur wie zum
Beispiel Fernleitungen und geeignete Speichermedien
zum Ausgleich der zum Teil vorhandenen Verschiebungen
zwischen Produktionszeiten und Verbrauchszeiten.



Wie in Kapitel 1 und 2 dargelegt, sind die genauen Kri-
terien fiir den Bereich Soziales (Social) noch nicht defi-
niert. Dennoch sollen nachfolgend bespielhaft einige
MaBnahmen skizziert werden, die urspriinglich aus dem
angelsachsischen Raum stammen, jedoch angepasst auf
Deutschland iibertragen werden konnen.

MaBnahmen zu Diversity, Inclusion und Equity

Mit Fokus auf die Immobilie kann ein inklusives Geb&ude-
design einen Beitrag zum Sozialen leisten. Damit ist unter
anderem Barrierefreiheit gemeint. Dazu konnen Toiletten,
Arbeitspldtze und Gemeinschaftsfldchen sowie weitere Ver-
besserungen, wie zum Beispiel Farben, gehdren, die auch
eine neurodiverse Belegschaft unterstiitzen. MaBnahmen
konnen sich aber auch auf Aspekte erstrecken, die transge-
schlechtliche Beschéftigte betreffen. Kunstausstellungen,
die Themen rund um Diversity, Inclusion und Equity auf-
greifen, konnen ebenfalls dazu z&hlen.

Wohlbefinden

Der Themenkomplex ,Wohlbefinden“ féllt ebenfalls in den
Bereich Soziales. Hierzu zéhlen ausreichende Flachen zur
sozialen Interaktion, ein ausgewogenes, gesundes und
nachhaltiges Angebot an Essen & Getranken in der eigenen
Cafeteria, Fitnessmdglichkeiten sowie ein Rauchverbot im
Gebdude und in unmittelbarer Nahe. Behaglichkeitskrite-
rien wie Beleuchtung, Beliiftung und nachhaltige Materi-
alien (Biophilie) beeinflussen ebenfalls das Wohlbefinden
der Beschéftigten. Umfragen zur Bed(irfnisermittiung und
Mieterzufriedenheit konnen ebenfalls einen Beitrag zum
Wohlbefinden leisten. Nutzerzentrierte Zertifikate wie das
WELL-Zertifikat fragen viele dieser Kriterien bereits ab.
Zu unterscheiden ist dabei, welche Vorgaben vom Eigen-
tlimer und vom Mieter zu erfiillen sind.

Stéarkung des Quartiers

Einige MaBnahmen im Bereich Soziales betonen auch
die Rolle des Biros im Quartier. So konnen durch lokales
Contracting Laden und Unternehmen im Quartier unter-
stiitzt werden. Auch kénnen Fléchen in der Biiroimmobilie
flir gemeinniitzige Zwecke und Vereine getffnet werden.
Eng damit verbunden sind auch finanzielle Spenden fiir
lokale Infrastruktur oder das Sponsoring von Veranstaltun-
gen im Quartier. Die Forderung von Biodiversitat in Form
begriinter Flachen, KlimaanpassungsmaBnahmen (Sze-
narien- und Vulnerabilitdtsanalyse, Versickerungsflachen,
Flachenversiegelung, Wasserspeicher und Verschattung)
konnen den sozialen Wert der Immobilie ebenfalls stei-
gern. Nachhaltige Mobilitdtskonzepte (zum Beispiel Fahr-
rad, OPNV, E-Ladestation), Erreichbarkeit sowie digitale
Konnektivitat kdnnen ebenfalls dazuzihlen.

Sozial-verantwortliches Beschaffungswesen

Ein weiteres Instrument, mit dem soziale Kriterien erfiillt
werden konnen, ist ein sozial-verantwortliches Beschaf-
fungswesen. Dieser unternehmensinterne Prozess konnte
auch zu dem Bereich Governance gezéhlt werden (siehe
folgenden Abschnitt). Unter ein verantwortliches Beschaf-
fungswesen féllt die Einhaltung von Arbeitnehmerrechten
und Diskriminierungsverboten. Dazu zihlt die Zusammen-
arbeit mit unterschiedlichen Dienstleistern (Minderheiten,
kleinen und lokalen Unternehmen). Dienstleister sollten
daher strenge Vorgaben fiir Diversity, Inclusion und Equity
haben. Dariiber hinaus sind Dienstleister zu sozialen und
nachhaltigen Zielen verpflichtet. Auch kdnnen Unterneh-
men Technologie einsetzen, um die Integritat ihrer Liefer-
ketten zu (iberwachen.



Im Allgemeinen unterscheidet sich der Governance-Pro-
zess bei Biroimmobilien und anderen Asset-Klassen
nur wenig. Der Fokus liegt auf dem Unternehmen und
dessen Umgang mit den verschiedenen Themen sowie
der Analyse der Vertragspartner. Bei der Uberpriifung der
Business Partner werden beispielsweise ESG-Ratings
von externen Dienstleistern oder eine Kreditauskunft
herangezogen. Bei Wohnungsmietern wird eine Selbst-
auskunft oder Schufa berticksichtigt.

Besonders wichtig ist, dass alle Mitarbeitenden in den The-
men sensibilisiert sind und es regelméBig verpflichtende
Schulungen zu den verschiedenen Teilbereichen gibt.

Business Partner Analyse

Im Lebenszyklus einer Biiroimmobilie steht man mit vie-
len Stakeholdern in Kontakt. Auch hier ist es wichtig, eine
detaillierte Analyse des Geschaftspartners durchzufiihren.
Sofern der Vermieter bei der Analyse der nachfolgenden
Punkte Zweifel oder Erkenntnisse hat, die gegen eine
Good Governance verstoBen, behalt sich der Vermieter vor,
die Geschéftsbeziehung zu beenden.

Know-your-customer-Check (KYC)

Beim KYC-Check werden die Business Partner anhand
einer Kreditauskunft und eines Handelsregisterauszuges
geprift. Die vorliegenden Unterlagen dienen der Ein-
schatzung, ob eine Geschaftsheziehung, beispielsweise
Abschluss eines Biiromietvertrages, eingegangen wer-
den kann. Die Identifizierung des Vertragspartners als
juristische oder natiirliche Person ist erforderlich, um die
Priifschritte abschlieBen zu konnen. Handelt es sich um
eine juristische Person, werden die Gesellschaften an-
hand eines Handelsregisterauszuges verifiziert. Sofern

Untergesellschaften eingetragen sind, sind diese eben-
falls zu priifen. Bei natiirlichen Personen ist die Kopie des
Personalausweises zur Identifikation erforderlich. Zudem
erfolgt die Feststellung und Identifizierung des wirtschaft-
lich Berechtigten (wB). AbschlieBend folgt die Priifung und
Durchfiihrung der verstirkten Sorgfaltspflichten nach Pa-
ragraf 15 des Gesetzes (iber das Aufspiiren von Gewinnen
aus schweren Straftaten (GwG).

Ausschlusskriterien

Auf Governance-Ebene kénnen Ausschliisse auf Grund-
lage der Anlagerichtlinien fiir Bliromieter definiert werden.
Eine Orientierung konnen die Ausschlusskriterien des FNG-
Siegels sein, sodass beispielsweise Mietinteressenten aus
bestimmen Branchen ausgeschlossen werden.

Internationale Finanzsanktionen / Sanktionierte
Lander und Regionen

Der Vermieter setzt sich nachdricklich fir die Einhal-
tung der von der Europdischen Union und den Verei-
nigten Staaten beschlossenen internationalen Finanz-
sanktionen ein, um eine Reihe auBenpolitischer Ziele
wie Bekdmpfung und Nichtverbreitung von Terrorismus,
Férderung von Demokratie- und Menschenrechten, Kon-
fliktidsungen und Cybersicherheit zu unterstiitzen.

Sanktionierte Lander und Regionen, sogenannte Major
Sanctioned Countries (MSCs), sind Lander und Regionen,
gegen die umfassende Embargos verhdngt wurden oder
Lander und Regionen mit hohem Risiko, fiir die der Ver-
mieter beschlieBen kann, die gleichen restriktiven Kont-
rollmaBnahmen anzuwenden.

Der Mieter soll bestatigen, dass die Anmietung oder
die Art der Beziehung zum Vermieter keinen Bezug
zu MSC-bezogenen Vorgdngen/Investitionen hat und



dass die Quelle seiner fiir den Betrieb zu verwenden-
den Mittel, einschlieBlich der an den Vermieter zu ent-
richtenden Zahlungen, nicht (ob direkt oder indirekt)
von MSCs stammt.

Vermieter und Mieter behalten sich gegenseitig vor, die
Geschéftsbeziehung zu beenden, falls die andere Ver-
tragspartei von irgendwelchen internationalen Sanktionen
betroffen sein sollte. Dies kann beispielsweise im Miet-
vertrag aufgenommen werden.

Die Priifung der MSCs sollte auch die weiteren Dienst-
leister wie Property-, Facility Management oder aus-
flihrende Unternehmen beriicksichtigen.

Kontroversenanalyse

Bei der Kontroversenanalyse werden die Geschéaftspart-
ner auf nachgewiesene oder unmittelbare Nichteinhal-
tung etablierter Umweltnormen gepriift. Als Grundlage
werden glaubwiirdige Quellen oder eine Uberpriifung
durch Dritte herangezogen. Umweltnormen basieren
auf den Grundsitzen 7, 8 und 9 des UN Global Compact
(z.B.Versdumnis, Entwaldung zu verhindern,Versdumnis
Erschopfung der Biodiversitdt zu verhindern, schlechte
Abfallwirtschaft).

Bekdmpfung von Bestechung und Korruption

Die Bekdmpfung von Bestechung und Korruption wird
vom Vermieter aktiv angegangen. Der Vermieter beach-
tet daher neben den deutschen Anti-Bestechungs- und
Korruptionsvorschriften weitere internationale Compli-
ance Standards (unter anderem den Foreign Corrupt
Practices Acts — FCPA — in den USA und UK Bribery Act
und die OECD-Konvention gegen die Bestechung aus-
landischer Amtstrdger im internationalen Geschafts-
verkehr).

Lieferkette

Bei der Vergabe von Dienstleistungen beispielsweise den
Ausbau einer Biiroflache sind auch die Themen ,Rechte
der Arbeitnehmer”, ,faire Bezahlung“ und ,,Good Gover-
nance” beim Lieferanten zu berticksichtigen. Diese Punkte
sind in den Vertragsverhandlungen zu thematisieren und
von den Geschéftspartnern entsprechend nachzuweisen.
Zudem sollte die Einhaltung dieser Themen in Dienstleis-
tungsvertrdgen von Facility und Property Management
fixiert werden.

Die Dekarbonisierung von Immobilien setzt ein gutes Zu-
sammenspiel zwischen Eigentiimern, Mietern und Dienst-
leistern voraus. Das bedeutet auch, dass Zustandigkeiten
unter Umsténden neu geregelt werden missen. War es
gerade im Bereich der institutionellen Anlageobjekte vie-
le Jahre gangig, veredelte Rohbaufldchen zu vermieten
und dem Mieter freie Hand beim Mietausbau zu lassen,
so muss der CO,-Verbrauch der Mietflachen, der bei allen
Bewertungen zunehmend mitberiicksichtigt wird, eben-
so optimiert werden wie der der (brigen Immobilie. Um
hier nicht durch Nutzende mit anderen Prioritdten unab-
sichtlich zu stranden, werden Eigentiimer zukiinftig im-
mer mehr Verantwortung fiir die Mietflachen (ibernehmen
missen. Im Gegenzug miissen Mieter und Dienstleister
bereit sein, mehr Daten zu teilen und sich an der Erhaltung
bzw. Steigerung der Nachhaltigkeit der Gesamtimmobilie,
in der sie tatig sind, mit einzubringen.
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ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e. V.

VR 25863 B — Amtsgericht Berlin-Charlottenburg
Leipziger Platz 9 1 10117 Berlin
www.zia-deutschland.de

Der ZIA

Der Zentrale Immobilien Ausschuss e.V. (ZIA) ist der
Spitzenverband der Immobilienwirtschaft. Er spricht
durch seine Mitglieder, darunter 33 Verbande, fiir rund
37.000 Unternehmen der Branche entlang der gesam-
ten Wertschopfungskette. Der ZIA gibt der Immobilien-
wirtschaft in ihrer ganzen Vielfalt eine umfassende und
einheitliche Interessenvertretung, die ihrer Bedeutung
flr die Volkswirtschaft entspricht. Als Unternehmer-
und Verbéndeverband verleiht er der gesamten Immo-
bilienwirtschaft eine Stimme auf nationaler und euro-
paischer Ebene mit Prasenz in Briissel, Wien und Ziirich
— sowie im Bundesverband der deutschen Industrie (BDI).
Président des Verbandes ist Dr. Andreas Mattner.

32






onc ZIA

D D DIE IMMOBILIENWIRTSCHAFT

ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e.\V.

Hauptstadtbiiro Europabiiro

Leipziger Platz 9 3 rue du Luxembourg

10117 Berlin B-1000 Briissel

Telefon: +493012021585-0 +321255016 14

E-Mail: info@zia-deutschland.de Lobbyregister: R002399

Website: https://zia-deutschland.de EU-Transparenzregisternummer: 34880145791-74

@ https://www.linkedin.com/company/ziaev/
N @ZIAunterwegs

Stand: Januar 2024



	Vorwort
	1.	Kapitel: Aktueller Stand der Regulatorik
	1.1	Europäischer Grüner Deal
	1.2	EU-Taxonomie-Verordnung
	1.3	Offenlegungs-Verordnung
	1.4	Markets in Financial Instruments Directive (MiFID II)
	1.5	Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)



	2.	Kapitel: Implikationen und Handlungsfelder für Vermieter und Mieter
	2.1	Einleitung
	2.2	Bestandsanalyse
	2.2.1	E − Environmental
	2.2.2	S − Social 
	2.2.3	G – Governance 

	2.3	Datenerfassung
	2.4	Wirtschaftlichkeit
	2.5	Zwischenfazit



	3.	Kapitel: Maßnahmen in den Bereichen E, S und G
	3.1	Einleitung
	3.2	Maßnahmen im Bereich Environmental
	3.2.1	Standortbestimmung
	3.2.2	Datenerfassung
	3.2.3	Optimierungsansätze

	3.3	Maßnahmen im Bereich Social 
	3.4	Maßnahmen im Bereich Governance
	3.5	Ausblick




